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(B AP .1A 
GRUNDFRAGEN UND RECHTSGRUNDLAGEN DER BERUFSBILDUNG 
Einleitung 
Der Techniker übt fachliche und organisatorische Aufgaben im Rahmen seiner 
betrieblichen Tätigkeit aus. Techniker sind Fachkräfte in Konstruktion und 
Fertigung. Sie arbeiten hauptsächlich mit Ingenieuren und Facharbeitern zusam­
men. Der Facharbeiter kann nach einer Berufspraxis und nach der Teilnahme 
an Vollzeit-, Teilzeit- oder Femlehrgängen die staatliche Technikerprüfung 
ablegen. Er hat damit eine Aufstiegsfortbildung nach dem Berufsbildungsgesetz 
durchlaufen. Diese Aufstiegsfortbildung führt zur Höherqualifizierung und 
ermöglicht das Erreichen von attraktiveren betrieblichen Positionen. Der Tech­
niker konzentriert sich auf fachliche und organisatorische Aufgaben im Rahmen 
seiner betrieblichen Tätigkeit. Die Berufserziehung wird nur in seltenen Fällen 
Mittelpunkt seiner Berufsarbeit. Als Ausbildungsbeauftragter, der zusätzlich zu 
seiner Haupttätigkeit Berufsausbildung an seinem Arbeitsplatz durchführt, hat 
der Techniker Jugendliche zu betreuen, die in einer Berufsausbildung in einem 
technischen Beruf stehen. 
Der Techniker kann auch Personalverantwortung ausüben. Für diese Tätigkeit 
sind berufspädagogische Grundlagen erforderlich. Auch bei dem Umgang mit 
Vorgesetzten, Kollegen und Mitarbeitern sowie im privaten Bereich erweisen 
sich die Kerintnisse über pädagogisch-psychologische Zusammenhänge als sehr 
hilfreich. Pädagogisch-psychologische Kenntnisse sind besonders wichtig im 
Bereich von Bildung und Berufsausbildung. 
Die Berufsausbildung findet in der Bundesrepublik Deutschland im Dualen 
System statt. Nach einer einleitenden Lerneinheit, in der die wichtigsten Aus­
bildungs aufgaben beschrieben und in den Gesamtzusammenhang der Bedin­
gungs- und Entscheidungsfelder der Ausbildungswirklichkeit eingeordnet wer­
den, wird der organisatorische und rechtliche Rahmen des Bildungs- und 
Berufsbildungssystems übersichtartig dargestellt. Die weiteren Lerneinheiten in 
diesem Lehrbrief befassen sich mit psychologischen und berufspädagogischen 
Themen. 
Die Lehrbriefe Berufs- und Atbeitspädagogik l A  und 2A enthalten die folgen­
den Fachgebiete: 
1 .  Das Bildungs- und Berufsbildungssystem in der Bundesrepublik 
Deutschland 
. 
2. Rechtsgrundlagen der Berufsbildung 
3. Der Jugendliche in der Ausbildung 
4. Planung und Durchführung der Ausbildung. 
In diesen zwei Lehrbriefen werden die berufs- und arbeitspädagogischen Grund­
lagen übersichtartig dargestellt. Sollte ein Techniker nach seiner Aufstiegsfort­
bildung innerhalb seiner beruflichen Tätigkeit immer mehr in den Ausbildungs­
bereich hineinwachsen, so sind weitere vertiefende Lehrgänge erforderlich. Eine 
ausgezeichnete Grundlage sind dann die Lehrbriefe der Sludiengemeinschaft 
Darmstadt BAP 1 - 8. Diese Fortbildung wird dann meistens mit der Ausbilde-. 
reignungsprüfung abgeschlossen. 
. 
Für die Bearbeitung der Lehrbriefe sind die folgenden Hilfsmittel empfehlens-
wm 
. 
Ausbildung und Beruf. Rechte und Pflichten während der Berufsausbil­
dung. Herausgegeben vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 
Bonn. Neueste Ausgabe. Wo zu erhalten?: Kostenlos beim Bundes­
minister für Bildung und Wissenschaft, Postfach 200108, 5300 Bonn 2 
BAP l A  1 
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BEDINGUNGS- U. ENTSCHEIDUNGSFELDER D. BERUFSAUSBILDUNG 
Lektion 1 
1 Bedingungs- und Entscheidungsfelder der Berufs­
ausbildung 
Sie werden nach dieser ersten Lektion in der Lage sein, 
- die Funktionen und Qualifikationen der betrieblichen Ausbilder zu 
erläutern, 
- die wichtigsten Bedingungs- und Entscheidungs/eider übersichtartig zu 
beschreiben, 
- an Beispielen zu verdeutlichen, daß die verschiedenen Bedingungs- und 
Entscheidungs/eider sich gegenseitig beeinflussen und voneinander ab- . 
��� . 
1.1 AUSBILDERFUNKTION, AUSBILDERQUALIFIKATION 
Schon im Mittelalter finden sich weitverbreitete Fonnen geregelter Ausbildung 
in der Meisterlehre des Handwerks. Diese Lehre war gekennzeichnet durch die 
enge Bindung zwischen Meister und Lehrling. Der Meister war nicht nur für 
die Ausbildung verantwortlich (Ausbildender), sondern er führte diese auch 
selbst durch (Ausbilder). 
Seit der Entwicklung der arbeitsteiligen Industriegesellschaft mit viel größeren 
Betriebseinheiten veränderte sich die Ausbildungssituation grundsätzlich. Perso­
nen mit unterschiedlichsten Qualifikationen werden mit mehr oder weniger 
umfangreichen Ausbildungsaufgaben beauftragt. In Industriebetrieben ist die 
Arbeitsteilung weit fortgeschritten. Gerade in der Großindustrie wird die ge­
werbliche Ausbildung getrennt von der Produktion am Lernort innerbe­
triebliche Lehrwerkstatt durchgeführt. Hier ist fast jeder Ausbilder haupt­
beruflich tätig. Demgegenüber nimmt in mittleren Betrieben die nebenberufliche 
Ausbildertätigkeit zu. In kleineren Betrieben wird sie fast zum Regelfall. 
§ 6 (1) 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) bestimmt die Aufgabe des 
Ausbildenden grundsätzlich: 
"Der Ausbildende hat dafür zu sorgen, daß dem Auszubildenden die 
Fertigkeiten und Kenntnisse vennittelt werden, die zum Erreichen des 
Ausbildungszieles erforderlich sind, und die Berufsausbildung in einer 
durch ihren Zweck gebotenen Fonn planmäßig, zeitlich und sachlich 
gegliedert so durchzuführen, daß das Ausbildungsziel in der vorgesehe­
nen Ausbildungszeit erreicht werden kann .. 
Der Ausbildende ist für die Berufsausbildung verantwortlich. Sollte zwischen 
einer nicht bestandenen Abschlußprüfung und einer unzureichenden Ausbildung 
ein Zusammenhang bestehen, so kann der Auszubildende seinen Rechtsanspruch 
einklagen. Der Berufsausbildungsvertrag (§ 3 u. 4 BBiG) wird deshalb zwi­
schen Ausbildenden und Auszubildenden abgeschlossen. 
In mittleren und größeren Betrieben führt der Ausbildende die Ausbildung 
kimm selbst durch. Er beauftragt andere im Betrieb tätige Personen haupt- od�r 
nebenberuflich mit der Ausbildung (§ 6 (1), 2 BBiG). 
Die Personen, die von Ausbildenden mit der Berufsausbildung beauf­
tragt sind, werden Ausbilder genannt 
BAP 1A 3 
Lektion 1 
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Abhängig von der Betriebsstruktur und der Betriebsgröße werden die Aufgaben 
des Ausbilders weiter aufgeteilt. Während sich in größeren Unternehmen der 
Ausbildungsleiter überwiegend mit organisatorischen Aufgaben auseinandersetzt, 
muß die entsprechende Funktion in kleineren und mittleren Be�eben mit 
vielen .anderen Aufgaben übernommen werden. Direkt mit der Ausbildung 
befaßt sind immer der Ausbilder und der Ausbildungsbeauftragte. 
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Ausbilder 
Der Ausbilder besitzt entsprechende Fachkenntnisse und Berufserfahrung. In 
vielen Betrieben finden wir in dieser Funktion Industrie- oder Handwerks­
meister, Techniker und Facharbeiter. Auch hier bestimmen Betriebsgröße und 
Betriebsstruktur, ob die Ausbildungstätigkeit haupt- oder nebenberuflich ausübt 
wird. 
Ausbildungsbeauftragter, Unterweiser u.ä. 
Die Auszubildenden erwerben ihre beruflichen QualifIkationen nicht nur im 
Ausbildungsbereich eines Betriebs. Wesentlich für die Verknüpfung mit der 
beruflichen Praxis sind die Ausbildungsphasen in der betrieblichen Wirklich­
keit. Besonders in der Fachstufe (ab dem zweiten Ausbildungsjahr) erfolgt dort 
ein wichtiger Teil der Ausbildung. Facharbeiter, Meister, Techniker und kauf­
männische Angestellte unterstützen als Ausbildungsbeauftragte die Arbeit der 
Ausbildungsabteilung. Diesem Personenkreis wird der Nachweis der Ausbilde­
reignungsprüfung vorn Gesetzgeber nicht verbindlich vorgeschrieben. Viele 
Betriebe verlangen aber von den Ausbildurigsbeauftragten diese Qualifikation. 
Die Ausbildertätigkeiten lassen sich in Leitungs- oder Ausführungs­
funktionen unterscheiden. 
Die Vorschriften des BBiG werden durch die Ausbildereignungsverordnung 
gewerbliche Wirtschaft vorn 20. April 1972 in der Fassung vorn 24.6.1982 
und dem Rahrnenstoffplan zur Ausbildung von Ausbildern vorn Bundesaus­
schuß für Berufsbildung in der Fassung vorn 25.8.1976 weiter präzisiert. Sie .. 
beschreiben die berufs- und arbeitspädagogischen Mindestanforderungen an den 
zukünftigen Ausbilder. 
Die pädagogischen Qualifikationen des Ausbilders sind eine wesentli­
che Grundlage für eine erfolgreiche Ausbildung im Dualen System. 
1 Persönliche Eignung 
(vgl. § 20 (2) BBiG) 
t 
wenn vorhanden dann 
t 
2 Berufliche Fertigkeiten und Kenntnisse 
(vgl. § 76 BBiG) 
- Abschlußprüfung in einern Ausbildungsberuf der entsprechenden Fach­
richtung 
oder 
- Abschlußprüfung in einern aufbauenden Beruf (Dipl.-Ing., Ingenieur. 
u.ä.) 
und 
- Vollendung des 24. Lebensjahre; 
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wenn vorhanden dann 
3 Berufs- und arbeitspädagogische Eignung 
(vgl. § 21 BBiG und Ausbildereignungsverordnung) 
- Grundfragen der Berufsbildung 
- Planung und Durchführung der Ausbildung 
- Der Jugendliche in der Ausbildung 
- Rechtsgrundlagen 
Ahb. 1.2: Mindestqualifikationen des Ausbilders 
1.2 AUSBILDUNGS ORDNUNG 
Die fachliche Eignung und die pädagogische Qualifikation des Ausbilders sind 
gleichennaßen wichtig. Der Ausbilder muß neben der AbscWußprufung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf seines Berufsfelds auch Berufserfahrungen 
nachweisen. 
Der Ausbilder darf sich auf seine berufliche Erfahrung nicht verlassen. Maßge­
bend sind immer die Ausbildungsordnungen der entsprechenden Ausbil­
dungsberufe. Dabei ist es unerheblich, ob die Ausbildung in einem Kleinbe­
trieb, in einem mittleren Unternehmen oder in . einem großen Konzern erfolgt. 
Nach den Vorschriften des BBiG muß die Ausbildung in diesen sehr unter­
schiedlichen Unternehmen gleich sein. 
Die Ausbildungsordnungen mit den Ausbildungsrahmenplänen und 
Prüfungsanforderungen sind die wichtigsten und verbindlichsten 
Grundlagen für die Vennittlung beruflicher Qualifikationen. 
Die betrieblichen Ausbildungspläne bauen auf die sachliche und zeitliche 
Gliederung der Ausbildungsrahmenpläne auf und übersetien sie in die Betriebs­
und Ausbildungswirklichkeit 
Auf der Grundlage dieser Vorgaben entscheiden die Ausbilder über das WAS 
(Inhalt, QualifIkation), WIE (Methode), WO (Lernort), WOMIT 
(Unterweisungsmittel), WANN (Zeitpunkt, Umfang). 
1.3 LERNORTE 
Die in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse werden an innerbetrieblichen und außerbetrieblichen Ler­
norten vennittelt 
Bei der Berufsausbildung in den anerkannten Ausbildungsbcrufen sind minde­
stens die Lernorte Betrieb und Berufsschule vorhanöen. Teilweise erfolgt eine 
Vennittlung der in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Fertigkeiten 
und Kenntnisse am Lernort einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte. Auch 
innerhalb des Betriebs muß zwischen dem Lernort Betrieb (Ausbildung am 
Arbeitsplatz: on-the-job training) und dem Lernort Lehrwerkstatt (Ausbildungs­
labor, Ubungsbüro etc.) unterschieden werden. Sie haben unterschiedliche 
Aufgaben wahrzunehmen. 
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Im Rahmen der Weiterentwicklung des Dualen Systems wird im 
Lernortverbund ausgebildet. Verschiedene Betriebe, die wegen fehlender 
Eignung nicht als Einzelbetrieb ausbilden dürfen, schließen sich mit überbe­
trieblichen Ausbildungseinrichtungen und Schulen zusammen, um so in einem 
oder mehreren anerkannten Ausbildungsberufen ausbilden zu können. 
Um ein optimales Ausbildungsergebnis zu erreichen, müssen Ausbil­
der, die an den einzelnen Lernorten tätig sind, organisatorisch-fachli­
che und pädagogische Ausbildungsmaßnahmen untereinander abstim­
men. 
1.4 LEHRPLÄNE, RAHMENLEHRPLÄNE DER BERUFSSCHULE 
Der größte Teil des Berufsschulunterrichts erfolgt in fachtheoretischen Fächern 
wie Technische Mathematik, Technologie und Technische Kommunikation. In 
jedem Bundesland gibt es (Rahmen-)Lehrpläne für den Theorieunterricht. Im 
Berufsfeld Metall beginnt der Unterricht im ersten LehIjahr auf der Gesamtbrei­
te des Berufsfeldes (Berufliche Grundbildung). Eine Spezialisierung auf Berufs­
gruppen erfolgt im zweiten Ausbildungsjahr (Fachstufe I) (z.B. Industrieme­
chaniker) und wird im dritten und vierten Ausbildungsjahr (Fachstufe TI) noch 
weiter bis zum Einzelberuf (z.B. Industriemechaniker, Fachrichtung Maschinen­
und Systemtechnik) fortgeführt 
In allen Bundesländern gibt es unterschiedliche Lehrpläne. Um eine Abstim­
mung zwischen den verschiedenen (Rahmen-)Lehrplänen der elf Bundesländer 
für einen bestimmten Beruf und der entsprechenden Ausbildungsordnung Zu 
ermöglichen, werden seit 1972 durch einen Koordinierungsausschuß der Bil­
dungs- und Erziehungsminister der Bundesländer (Kultusministerkonferenz) 
ländereinheitliche Rahmenlehrpläne als Anlage zu den Ausbildungsordnungen 
entwickelt. 
1.5 RECHTLICHE BESTIMMUNGEN 
Die verbindliche Ausbildungsordnung und die schulischen Rahmenlehrpläne 
sind rechtlich verbindliche Bestimmungen. Neben dieser offensichtlichen 
Grundlage existieren eine Reihe von weiteren Vorschriften mit rechtsverbindli­
chem Charakter. Sie wirken direkt auf die Ausbildung ein. Die wichtigsten 
sind: 
- Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
- Berufsbildungsförderungsgesetz 
- Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
- Verordnung zur Verbesserung der Ausbildung Jugendlicher 
Sie ergänzt das JArbSchG. 




Sie enthalten oft Vorschriften zur Arbeitszeit und zum Urlaub, teilweise 
auch zur Durchführung der Ausbildung und Fortbildung. 
- Gesetze zur Berufsschulpflicht und zum Bildungsurlaub der einzelnen 
Bundesländer 
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ILtehkbiroan .1 (BTEcDINGUl':TGS..-Ull. TEINl':TSC TEl!:IcDUINGSUFTEILcDTEFR cDll. (BTEFRUUFSAUS(BILcDUING 
..-(Bteftbiterbesfvterrfffaesestuangesgteestefttz ((BteftrrVG1) 
(Bteftbiterbesrrfaft tuanrod Jtugteanrodfvterrftrrtehltuang hkföanantean biam (Bterrtebiocch rodterr (Btetuffesfatuesrbbihlrodtuang 
ambiftrbteesbiamamtean 
..-Aanrrteocchantuangesfvterrrorrrodantuangtean::r: UFfürr rodfaes (Bterrtuffesgrrtuanrodrbbihlrodtuangesjfachrr tuanrod rodbite 
(Btetuffesfffaocchesocchtuhlte texbiesbiterrtean fürr teantzteante Atuesrbbihlrodtuangesrbterrtuffte rodtefthlbi terrftte , an­
rrteocchantuangesfvterrrorrrodantuangteanll. (Btebi Vrohlfagte rodterr teanftesrprrteocchteanrodtean Uanftterrhlfagtean esfttechft 
rodteam Atuestzturbbihlrodteanrodtean rodfaanan tebiante Atuesrbbihlrodtuangestztebiftfvterrhkfütztuang tztull. 
TEbiante fatuesfüchrrhlbiocchte cDfarresfttehlhltuang rodbiteesterr FRteocchftesgrrtuanrodhlfagte terrffrohlgft bian rodterr fvbiterrfttean, 
ff fttean tuanrod esteocchesfttean ILtehkftbiroanll. 
.1ll.6 AUSZU(Bl!:IILcDTEINcDTE UINcD AUS(Bl!:IILcDUINGS ZTEl!:Il':T 
cDterr (Mbianrodteesftesftfaanrodfarrrod faan UFterrftbighktebifttean tuanrod Kteanananbiesestean biesft fürr jterodtean Atuesrbbihl­
rodtuangesrbterrtuff bian rodterr Atuesrbbihlrodtuangesrorrrodantuang ffteesftgtehltegftll. cDteamteanftesrprrteocchteanrod esanrod ftrrrofttz 
turrbiftterresocchbiterodhlbiocchterr ILtebiesfttuangesffächbighktebift rodbite Zzwbiesocchtean..-tuanrod Arbesocchhltußrprrfüfftuangtean fffürr 
jterodtean Atuestzturbbihlrodteanrodtean ghltebiocchll. 
Uanfarbchäangbig fvroan rodterr Socchtuhlrbbihlrodtuang tuanrod ILtebiesfttuangesfachbighktebift rodterr ILte ffä­
chbighktebift jterodtees tebiantztehlantean Atuestzturbbihlrodteanrodtean esrozwbite rodtean (Mföghlbiocchhktebifttean rodterr 
Atuesrbbihlrodtuangesrbteftrrbiterbte amtuß tebiantees (Mbianrodteesftesftfaanrodfarrrod faan Kteanananbiesestean tuanrod 
UFtebighktebifttean terrrrtebiocchft zwterrrodteanll. 
cDbite bianrodbifvbirodtutehlte Atuesrbhlrodtuangesgteesftfahlfttuang zwbirrrod rodturrocch rodbiteeste Vrorrgfarbtean rodbirrtehkft 
rbtetebianhltußftll. l':Trrrofttz teanterr Vtehkfürrtztuang rodterr Atuesrbbihlrodtuangestztebift hkföanantean fatuffrbfatuteanrodte 
zwtebiftterrfüchrrteanrodte UFterrbighktebifttean tuanrod Kteananftanbieseste faan fvbitehlte Atuestzturbbihlrodteanrodte fvterrambiftfttehlft 
zwterrrodteanll. Aanrodterrtean Atuestzturbbihlrodteanrodtean zwbirrrod terresft rodturrocch rbteesroanrodterrte UFförrrodterrtuang rodterr 
TErrzwterrrb tuanQ rodterr INfaocchzwtebies tebiantees rorbhlbigfaftrobiesocchtean (Mbianrodteesftesftfaanrodfarrrodes gfarrfaanftbiterrftll. 
cDbite Aanrrteocchantuangesfvterrrorrrodantuangtean fürr rodfaes (Bterrtuffesgrrtuanrodrbbihlrodtuangesjfachrr tuanrod rodbite (Bterrtuffes­
fffaocchesocchtuhlte füchrrtean tztu tebianterr Vterrhkfütztuang rodterr Atuesrbbihlrodtuangestztebiftll. Atuocch fürr rodbiteeste 
rbteesroanrodterrte Grrturprpte rodterr Atuestzturbbihlrodteanrodtean amfüesestean esrptetzbitehlhlte Atuesrbbihlrodtuangesrphläante 
fatuffgteesfttehlhlft zwterrrodteanll. cDterr TEbianffhltuß rodterr bianrodbifvbirodtutehlhltean Vrorrfatuesestefttztuangtean rodterr Atuestztu­
rbbihlrodteanrodtean fatuff rodbite Gteesftfahlfttuang rodterr Atuesrbbihlrodtuangesrphläante biesft roffffteanesbiocchfthlbiocchll. 
.1ll.7 AUS(Bl!:IILcDUINGS(MTEl':THOcDTE 
an rodterr hkroanhkrrtefttean Atuesrbbihlrodtuangesesbifttufabiroan amtuß rodterr Atuesrbbihlrodterr rodbite amteftchrorodbiesocchte 
UFrrfagteesfttehltuang rbtefaanftzwrorrfttean::r: lWbite esrohlhltean rodbite bian rodtean Atuesrbbihlrodtuangesrorrrodantuangtean esbitz­
biterrfttean tuanrod bian rodtean Atuesrbbihlrodtuangesrphläantean texfahkft fatuesffroamtuhlbiterrfttean UFterrbighktebifttean tuanrod 
Kteanananbieseste faan rodtean Atuestzturbbihlrodteanrodtean fvterrambiftfttehlft zwterrrodtean? cDbite bian rodtean fvrorrchterrgtechtean­
rodtean Kfarpbifttehlan rodfarrgteesfttehlhlfttean (Bterodbiangtuangtean rbtetebianffhltuesestean rodbirrtehkft rodbite TEanftesocchtebirodtuangtean 
am UFtehlrod rodterr Atuesrbbihlrodtuangesamtechrorodteanll. cDterr Atuesrbbihlrodterr amtuß bian Arbchäangbighktebift fvroan 
rodbiteestean (Bterodbiangtuangesfftehlrodtean tebianterrestebiftes tuanrod rodtean rpterresföanhlbiocchtean Vrorrfatuesestetztuangtean rodterr 
Atuestzturbbihlrodteanrodtean faanrodterrteestebiftes rodbite rpfaesesteanrodte Vterrfffachrrteaneszwtebieste ((Mteftchrorodte1) fatueszwäch­
hlteanll. Sbite amtuß ambift grrroßterr lWfachrresocchtebianhlbiocchhktebift tzturr Vterrambifthltuang rodterr tztu terrrrtebiocchtean­
rodtean UFtebighktebifttean tuanrod Kteananftanbieseste fffüchrrteanll. 
(Btebiesrpbitehl .1ll..1::r: 
cDterr Uanfttezwtebiestuangesbianchfahlft '"(Mteesestean ambift rodteam (Mteßesocchbiterbterr'" zwbirrrod estechrr tuanftterr­
esocchbiterodhlbiocch fvterrambiftfttehlftll. cDterr tebiante Atuestzturbbihlrodteanrodte hkfaanan rodturrocch rodbite l':Tchterobite 
terrhkhlärrteanrodte esocchbifffthlbiocchte Uanftterrhlfagtean tztuam Vterresftäanrodanbies fürbterr rodtean INroanbiantues 
hkroamamteanll. cDteamgtegteanfürbterr rbrrfatuocchft tebian faanrodterrterr Atuestzturbbihlrodteanrodterr rodbite rodbirrtehkftte 
Uanftterresftfüfttztuang rodtees Atuesrbbihlrodtees rbtebi rodtean (Mteßfürbtuangteanll. INturr rodturrocch hkroanhkrrteftte 
Aanesocchfatutuan&, rodturrocch rbteesroanrodterrte TErrhlätuftterrtuangtean rodtees Atuesrbbihlrodterres tuanrod rodturrocch 
rprrfahkbiesocchte Urbtuangtean ambift rodteam (Mteßesocchbiterbterr hläßft terr esbiocch faan rodfaes Uanftterr­
zwtebiestuangestzbitehl chterrfaanfffüchrrteanll. 
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Die im Anschluß an die· Unterweisung durchgeführte Kontrolle gibt dem 
Ausbilder Auskunft über die erreichten Fertigkeiten und Kenntnisse, 
Dieser Istzustand wird mit der Vorgabe (Soll) verglichen. Bei unbefriedi­
genden Ergebnissen muß eine Korrektur der eingesetzten Methoden erfol­
gen. 
Ausbildungsordnung 
























Abb. 1.3: Gegenseitige Beeinflussung von Bedingungs- und Entscheidungs­
feIdern 
ZUSAMMENFASSUNG 
Im Mittelpunkt der Ausbildertätigkeit stehen die Vermittlung von Fertigkeiten 
und Kenntnissen durch die Unterweisung an den Auszubildenden. Diese Aufga­
be des Ausbilders nennen wir Ausführungsfunktion. Außerdem hat er planende 
und koordinierende Aufgaben. Diese Tätigkeit wird Leitungsfunktion genannt. 
Um die Leitungs- und die Ausführungsfunktion ausüben zu können, muß der 
Ausbilder pädagogische, didaktische und methodische Entscheidungen treffen. 
Wesentliche und unverzichtbare Entscheidungsgrundlagen sind die Bedingungs­
feider (Ausbildungsordnung, rechtliche Bestimmungen, Betriebsstruktur, Rah. 
menlehrpläne, betrieblicher Ausbildungsplan). 
Zur Bewältigung dieser Aufgaben müssen die Ausbilder persönlich, fachlich 
und pädagogisch geeignet sein. Das Berufsbildungsgesetz schreibt exakt vor, 
welche Qualif1kationen im fachlichen und pädagogischen Bereich nachzuweisen 
sind. 
WIEDERHOLUNGSAUFGABEN 
1.1 Definieren Sie die Begriffe Ausbildender, Ausbilder, Auszubildender. 
1.2 Was ist ein Ausbildungsbeauftragter, welche Aufgaben hat er? 
1.3 Welche verbindlichen Vorgaben sind die Grundlage für die Fertigkeiten 
und Kenntnisse, die in der Berufsausbildung zu vermitteln sind? 
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1.4" Welche Fragen stellt s�ch der Ausbilder bei der Unterweisungsplanung? 
1.5 Was ist ein Lernort? Nennen Sie verschiedene Lernorte! 
1.6 Nennen Sie die Bedingungsfelder für die pädagogischen Entscheidungen 
des Ausbilders. 
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2 Das Schul-, Ausbildungs- und Hochschulwesen in. 
der Bundesrepublik Deutschland 
Sie werden nach dieser zweiten Lektion in der Lage sein, 
- die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern im Bildungs- und 
Ausbildungswesen zu erläutern, 
- übersichtartig den Elementar-, Primar- und Sekundarbereich im Schul­
wesen zu beschreiben, 
- die Grundtypen beruflicher Schulen zu erläutern, 
- den Unterschied zwischen allgemeiner Schulpflicht und Berujsschul-
pflicht darzustellen. 
2.1 KOMPETENZEN UND GESETZLICHE GRUNDLAGEN IM 
BILDUNGS- UND AUSBILDUNGSWESEN 
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratisch-parlamentarischer Bun­
desstaat Innerhalb dieses föderativen Staatswesens haben die zehn Bundeslän­
der und West-Berlin viele Kompetenzen. Grundsätzlich ist die Ausübung der 
staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben Sache der 
Länder. Im Grundgesetz, der Verfassung, werden die Bereiche genannt, deren 
gesetzliche Regelung dem Bund vorbehalten ist. Heute unterliegen fast alle 
wesentlichen Aufgaben der Gesetzgebung des Bundes. Eine wichtige Ausnahme 
ist das Bildungswesen. 
Fragen des Schul- und Hochschulwesens auf allen Ebenen regeln die 
einzelnen Bundesländer in eigener Verantwortung. 
Die Länder haben von ihrer Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht und 
im Laufe der letzten vier Jahrzehnte Schul- und Hochschulgesetze erlassen, die 
oft wenig miteinander harmonieren. Die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder (KMK) versucht seit 1948 durch Empfehlungen und Vereinbarungen 
zur Vereinheitlichung des Bildungswesens beizutragen. Dabei haben aber nur 
die Vereinbarungen rechtsverbindlichen Charakter für die einzelnen Bundeslän­
der. 
Auch das berufliche Schulwesen - eingeschlossen die Berufsschule - wird von 
den Kultusministerien der einzelnen Bundesländer verwaltet. 
Demgegenüber liegt die Gesetzgebungskompetenz für die betriebliche und 
überbetriebliche Berufsausbildung beim Bund. Der Bundestag verabschiedete 
1969 die wichtigste Rechtsgrundlage, das Berufsbildungsgesetz (BBiG). Auch 
die grundlegende Aufsicht über diesen Teil der Berufsausbildung liegt bei 
verschiedenen Bundesministerien und anderen staatlichen Institutionen. Die 
zuständigen Stellen (z.B. Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer) 
üben innerhalb ihres Kammerbezirks die Aufsicht über die betriebliche und 
überbetriebliche Berufsausbildung in den anerkannten Ausbildungsberufen aus. 
Die Gesetzgebungskompetenz für die betriebliche und überbetriebliche 
Berufsausbildung liegt beim Bund. 
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Abb.2.1: Bildungs- und Ausbildungswesen in der Bundesrepublik 
Deutschland 
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In der Bundesrepublik Deutschland besteht für Kinder ab sechs Jahren die 
Pflicht zum Besuch einer allgemeinbildenden Schu1e. Diese Schu1pllicht dauert 
neun Jahre. In einigen Bundesländern wurde sie auf zehn Jahre verlängert. 
Nach dem Abschluß der Vollzeitschulpflicht unterliegen alle Jugendlichen, die 
nicht auf eine weiterftihrende Vollzeitschule im beruflichen oder allgemeinbil­
denden Bereich übergehen, der Berufsschulpflicht Diese Schulpflicht wird auch 
Teilzeitschu1pflicht genannt. Der Berufsschulunterricht ist ein Teil der Ausbil- . 
dung im Dualen System. Diese Teilzeitschu1pflicht dauert drei Jahre oder für 
Auszubildende bis zur Beendigung ihres Berufsausbildungsverhältnisses. 
Für alle Kinder ab sechs Jahren besteht die Schu1pflicht. Sie dauert 
neun bis zehn Jahre. 
Die Berufsschulpflicht dauert drei Jahre für alle Jugendlichen, die 
nach Abschluß der Sekundarstufe I keine weiterführende Schu1e 
besuchen. 
2.3 S CHULSTUFEN UND SCHULTYPEN 
Die übersichtartig beschriebenen Schu1typen gibt es in allen Bundesländern. 
Dabei ist es durchaus normal, daß es unterschiedliche Ausprägungen gibt. 
Die Schul typen werden Stufen zugeordnet: 
Stufe Lebens- bzw. Schu1- SChultyp 
jahrzuordnung 
Elementarbereich 3.-6. Lebensjahr Kindergarten, Kinderkrippe 
Vorschu1e 
Primarbereich 1.-4. bzw. 6. Schul- Grundschu1e, Primarschule, 
jahr Orientierungsstufe, Förder-
stufe 
Sekundarbereich I 4. bzw. 6. bis Hauptschule, Realschule, 
9. bzw. 10. Schuljahr Gymnasium, Gesamtschule 
Sekundarbereich II ab 10. bzw. 11. Schul- Allgemeinbildende Schulen 










Nach dem Absolvieren einer Grundschule gehen die Schüler auf eine Haupt- . 
schu1e, eine Realschule oder ein Gymnasium über. Da diese Schultypen parallel 
und unverbunden nebeneinander existieren, wird deren Struktur auch vertikale 
Gliederung genannt Als Alternative zu diesem differenzierten Sekundarschul­
wesen gibt esdie Gesamtschule. Dieser Schultyp ohne äußere Differenzierung 
dauert bis zum 10. Schuljahr. Er ist horizontal gegliedert 
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Die Hauptschule ist eine weiterführende Schule und umfaßt in der Regel fünf 
Schuljahre (Klasse fünf bis neun bzw. fünf bis zehn). Sie vennittelt eine 
allgemeine Bildung als Grundlage für eine nachfolgende Ausbildung im Dualen 
System oder für eine weiterführende Ausbildung an beruflichen Schulen. Au­
ßerdem bestehen in einigen Bundesländern Übergänge zu anderen weiterführen­
den Schulen wie Realschulen und Gymnasien. Die Hinführung zur Arbeits- und 
Wirtschaftswelt ist eine zentrale Aufgabe der Hauptschule. 
Die Realschule umfaßt die Klassen fünf bis zehn. Der Abschluß der Realschu­
le berechtigt nicht zum Studium an einer Hochschule. Er ist die Grundlage für 
den Übergang in Berufe im Dualen System aller Art Außerdem berechtigt er 
zum Besuch von beruflichen Vollzeitschulen, die auf die Fachhochschulreife 
vorbereiten. Übergänge zum Gymnasium sind möglich. 
Das Gymnasium ist eine weiterführende Schule, die im Nonn.alfall die Klas­
senstufen fünf bis dreizehn bzw. sieben bis dreizehn umfaßt. Das Abschluß­
zeugnis des Gymnasiums, das Abitur, ist derBefähigungsnachweis zum Studium 





Abb.2.2: Verteilung der vierzehn jährigen Schüler an allgemeinbildenden 
Schulen nach Schulart und Geschlecht in Prozenten der 
gleichaltrigen Bevölkerung für das Jahr 1986 
Gesamtschulen sind Schulen, in denen die vorher beschriebenen Schularten in 
unterschiedlichen organisatorischen und inhaltlichen Ausprägungen zusammen­
gefaßt sind. 
Die meisten Absolventen von Haupt-, Real- und Gesamtschule beginnen eine 
Berufsausbildung im Dualen System. Ihnen bietet sich außerdem die Möglich­
keit, auf ein Gymnasium überzuwechseln, um die Hochschulreife zu erwerben. 
Der größte Teil der Jugendlichen beginnt nach dem Abschluß der 
Sekundarstufe I oder II mit einer Berufsausbildung im Dualen System. 
Demgegenüber wechseln viele Absolventen der Pflichtschule ohne Schulab­
schluß und Sonderschulabgänger oft ohne eine Berufsausbildung direkt auf den 
Arbeitsmarkt über. 
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Atuocch rodterr TErrzwterrrb rodterr fahlhlgteamtebiantean Hroocchesocchtuhlrrtebiffte (Arbbiftturr1) chrrft chtetuftte anbiocchft 
amtechrr fatuftroamfabiesocch tztuam Ürbterrgfaang bian rodfaes Hroocches occhtuhles yesftteamll. .1987 ätußterrfttean anturr 
anroocch 6.1 % rodterr Arbbiftturrbiteanfttean rodtean lWtuanesocch, tebian Sftturodbituam faan tebianterr zwbiesesteanesocchfahlbi­
occhtean Hroocchesocchtuhlte tztu rbtean teanll. cDbiteeste Vterräanrodterrtuang gtegteanfürbterr rodteam Jfachrr .19740, 
fahles anroocch fürbterr 940 % rodterr Arbbiftturrbiteanfttean esftturodbiterrtean zwrohlhlfttean, chfaft zwteesteanfthlbiocchte Atueszwbirr­
hktuangtean fatuff rodbite (Bterrtuffesfatuesrbbihlrodtuang biam cDtufahltean Syesftteamll. Htetuftte esbianrod fürbterr .15 % rodterr 
Atuestzturbbihlrodteanrodtean Arbbifttubiteanfttean tuanrod fffaesft 340 % fahlhlterr Arbbifttubiteanfttean zwrohlhltean bian tebiante 
Atuesrbbihlrodtuang biam cDtufahltean Syesftteam fürbterrgtechteanll. Ahles Grrtuanrodte fffürr rodbiteeste TEanftzwbiochkhltuang 
zwterrrodtean biamamterr zwbiterodterr rodbite anbiocchft amtechrr estechrr gtufttean (Bterrtuffesfatuesesbiocchfttean anfaocch tebianteam 
Hroocchesocchtuhlesftturodbituam gteanfaananft 
2ll.5 GFRUINcDl':TYAPTEIN (BTEFR UFILl!:ICHTEFR SCHUILTEIN UINcD cDUAILTES SY­
Sl':TTE(M cDTEFR (BTEFRUFSAUS(Bl!:IILcDUING 
lWtehlocchte (Mföghlbiocchhktebifttean gbirbft tees fürr rodbite Jtugteanhlbiocchtean, rodbite zwterodterr bian tebiante (Bterrtuffes­
fatuesrbbihlrodtuang am cDtufahltean Syesftteam anroocch bian tebiante zwtebiftterrfüchrrteanrodte fahlhlgteamtebianrbbihlrodteanrodte 
Socchtuhlte ambift rodteam Zbitehl Hroocchesocchtuhlrrtebiffte fürbterrgtechtean zwrohlhltean? 
l!:Iananterrchfahlrb rodtees rbterrtubiocchtean Socchtuhlzwteesteanes birbft tees anterbtean rodtean (Bterrtuffesesocchtuhltean, rodteam 
esocchtuhlbiesocchtean l':Ttebihl rodtees cDtufahltean Syesftteames, tebiante FRtebichte fvroan Ahlftteanfabifvtean, rodbite rpfarrfahlhltehl 
hlfatufftean, rodbite esbiocch terrgäantztean tuanrod rodbite ambift tzfachhlrrtebiocchtean Vfarrbifaanfttean fatufftebianfaanrodterr fatuffrbfatu­
teanll. 
cDbite (Bterrtuffesesocchtuhlte biesft rodterr zwbiocchbigesftte Socchtuhlftyrp biananterrchfahlrb rodtees rbterrtuhlbiocchtean 
Socchtuhlzwteesteanesll. 
cDbite ffrohlgteanrodte (Bteesocchrrtebirbtuang hkfaanan rodteeschfahlrb anturr tebiante ftyrpbiesbiterrteanrodte Atueszwfachhl estebianll. 
cDterr terresftte l':Tyrp fvte ambiftfttehlft fvrorrfaangbig rbterrtuffhlbiocchte Qtu hkfaftbiroanteanll. TEbian l':Ttebihl rodbiteesterr 
rbterrtubiocchtean Socchtuhltean esocchhlbiteßft rodbirrtehkft faan rodbite fahlhlgteamtebianrbbihlrodteanrodtean Socchtuhltean faan::r: 
(Bterrtuffesfvrorrrbterrtebifttuangesjfachrr, (Bterrtuffesgrrtuanrodrbbihlrodtuangesjfachrr, (Bterrtuffesfffaocchesocchtuhltell. cDfagtegtean 
rbfatutean rodbite UFfaocchesocchtuhltean fatuff rodbite rbterrtuhlbiocchte TEesftfatuesrbbihlrodtuang biam cDtufahltean Syesftteam 
fatuffll. cDbiteeste rbterrtuhlbiocchtean Vrohlhltztebiftesocchtuhltean rbterrtebifttean fatuff rodbite (Mtebiesftterprrtutuang fvrorr rorodterr 
gterbtean rodbite (Mföghlbiocchhktebift tztuam TErrzwterrrb rodterr l':Tteocchanbihkterrqtu hkfabiroanll.cDterr zwtebiftte l':Tyrp 
rodterr Socchtuhltean biam rbterrtuffhlbiocchtean Socchtuhlzwteestean fvte ambiftfttehlft fvrorrrrfaangbig tebiante (Bterrteocchbigtuang 
(Mbiftfthlterrterr (Bbihlrodtuangesfarbesocchhltuß, UFfaocchchroocchesocchtuhltebiffte, Hroocchesocchtuhlrrtebiffte1) fffürr rodtean TEbian­
ftbiftft bian tebiante zwtebiftterrfffüchrrteanrodte Socchtuhlte rorodterr Hroocchesocchtuhltell. 
cDbiteeste estechrr tuanftterresocbiterodhlbiocchtean Socchtuhlftyrptean, rodbite fatuocch tebiantean fffaocchgterbtuanrodteantean ambiftfthlte­
rrtean (Bbihlrodtuangesfarbesocchhltuß rorodterr tebiante fffaocchgterbtuanrodteante Hroocchesocchtuhltebiffte fvte ambiftfttehlan 
hkföanantean, chterbtean tebian tzteanftrrfahltees (Mterr amfahl rodterr Sftrrtuhkftturr rodtees (Bbihlrodtuangesesyesftteames anbiocchft 
fatuff::r: rodbite bianesbifttubiroantehlhlte, rorrgfaanbiesfaftrobiesocchte tuanrod octurrbioctuhlfarrte l':Trrteanantuang fvroan fahlhlgte­
amtebianrbbihlrodteanrodteam tuanrod rbterrtuffesrbbihlrodteanrodteam Socchtuhlzwteesteanll. cDturrocch rodbite fvbitehltean Ürbterrgfaanges­
amföghlbioc hktebifttean tuanrod Vterrtzzwtebigtuangtean zwturrrodte rodbite ffrrfüchte Atueshlteeste rodterr Socchfühlterr rodturrocch 
rodbite biam zwteesteanfthlbiocchtean esocchbiocchftteanesrptetzbibiesocch rbte angfttean (Mterrhkamfahlte zwbite Socchtuhlhltebiesfttuang, 
ILtechrrterrturrfttebihl tuanrod TEhlftteanteanftesocchtebirodtuang biananterrchfahlrb rodtees fvterrbihkfahl gteghlbiterodterrfttean Stehktuan­
rodfarresocchtuhlzwteesteanes fttebihlzwtebieste fatuffgtechrorbteanll. Htetuftte esbianrod rodbite fahlhlgteamtebianrbbihlrodteanrodtean Socchtu­
hltean biam Stehktuanrodfarrrbterrtebiocch rodbite rbteesftte Vrorrrbterrtebifttuang fürr tebiantean Ürbterrgfaang bian tebiantean 
faanterrhkfaananfttean Atuesrbhlrodtuangesrbterrtuff biam cDtufahltean Syesftteamll. 
(Bterrtuffesfvrorrrbterrtebifttuangesjfachrr ((BVJ1) 
Uangtehlteanftte TErrzwterrrbesftäbigte chfarbtean teesroanrodterres esocchhlteocchftte (Bterrtuffes..- tuanrod Atuffesbiteges­
occhfaanocteanll. Sbite esfttehlhltean tebiantean fvterrchählftanbiesamäßbig grrroßtean Aanfttebihl rbtebi rodtean TErrzwterrrbeshlroesteanll. 
(Bteesroanrodterrte Socchzwbitebighktebifttean rbtebi rodterr Stuocchte tebiantees Atuesrbbihlrodtuangesrphlfafttztees chfarbtean rodbite 
ocfall. 240 % rodterr Hfaturpftesocchfühlterr, rodbite hktebiantean Arbesocchhltuß anfaocchzwtebiestean hkfö antean tuanrod fvbitehlte 
fatueshläanrodbiesocchte Jtugteanrodhlbiocchtell. UFfürr rodbitejteanbigtean Jtugteanrodhlbiocchtean, rodbite zwterodterr tebiante (Bterrtuffes..-
(B AP hlA .15 
ILtehkbiroan 2 
Lektion 2 DAS SCHUL-, AUSBILDUNGS- UND HOCHSCHULWESEN 
ausbildung beginnen noch eine weiterführende Schu1e besuchen, stellt des BVJ 
eine mögliche Alternative dar. Nach einer einjährigen praktischen und theoreti­
schen Schulung soll die Berufsreife soweit gefördert sein, daß eine Berufsaus­
bildung begonnen werden kann. 
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) 
Die zunehmende Spezialisierung und die rasche Veralterung von Berufskennt­
nissen ließ die Diskussion um eine Reform der Ausbildung im Dualen System 
aufkommen. Das Berufsbildungsgesetz von 1969 fordert deshalb eine breit 
angelegte berufliche Grundbildung. Für eine Gruppe verwandter Berufe wird 
eine gemeinsame berufliche Grundbildung durchgeführt. Beispielsweise erhalten 
alle industriellen Metall- oder Elektroberufe im ersten Ausbildungsjahr eine 
gleiche fachpraktische und fachtheoretische Ausbildung. 
Die Zusammenfassung von verwandten Berufen wird Berufsfeld 
genannt 
Im BGJ werden auf Berufsfeldbreite fachtheoretische, fachpraktische und 
weiterführende allgemeine Lehrinhalte vermittelt. Die Berufsausbildung kann 
nach Abschluß des BGJ in einem dem Berufsfeld zugeordneten Ausbildungsbe­
ruf unter Anrechnung der ersten Ausbildungsjahres fortgesetzt werden. 
Der größte Teil der Absolventen des BGJ beginnt eine Berufsausbildung im 
Dualen System. 
Die im folgenden aufgeführten Berufsfelder sind nicht nur für das BGJ ver­
bindlich. Sie gelten auch für das aufbauende Duale System. 
01 Berufsfeld Wirtschaft und Verwaltung 
02 Berufsfeld Metalltechnik 
03 Berufsfeld . Elektrotechnik 
04 Berufsfeld Bautechnik 
05 Berufsfeld Holztechnik 
06 Berufsfeld Textiltechnik und Bekleidung 
07 Berufsfeld Chemie; Physik und Biologie 
08 Berufsfeld Drucktechnik 
09 Berufsfeld Farbtechnik und Raumgestaltung 
10 Berufsfeld Gesundheit 
11 Berufsfeld Körperpflege 
12 Berufsfeld Ernährung und Hauswirtschaft 
13 Berufsfeld Agrarwirtschaft 
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Berufsschule 
Berufsvorbereitungsjahr 
Ber ufsgrund bil dungsjahr 
Be rufsau f bauschule 
Berufsfachschule 
Fachschule 
Abb.2.3: Schüler an beruflichen Schulen nach Bildungsbereich und Schu-
Zarten 1986 
Berufsfachschulen (BFS) 
Berufsfachschulen sil1d Schulen mit VolIzeitunLerrichl von mindestens einjähri­
ger Dauer. Für ihren ,Besuch wird keine Berufsausbildung oder berufliche 
Tätigkeit vorausgesetzt. Sie haben die Aufgabe, allgemeine und fachliche 
Lehrinhalte zu vermitteln. Eingangsvoraussetzung für den Besuch der BFS ist 
grundsätzlich der Hauptschulabschluß. In einigen Fällen sind frühere Übergänge 
möglich. Die Ausbildungsdauer ist recht unterschiedlich. Sie reicht von einem 
bis zu dreieinhalb Jahren. Besonders bekannte BFS sind die Handelsschulen. 
Nach dem erfolgreichen Besuch einer mindesLens zweijährigen Berufsfachschu­
le, die eine berufsfeldweite berufliche Grundbildung für einen Ausbildungsberuf 
nach dem Berufsbildungsgesetz vermittelt und zu einem dem Realschulabschluß 
gleichwertigen Abschluß führt, wird die Ausbildungszeit in diesem Ausbil­
dungsberuf um ein Jahr verkürzt, wenn .bestimmte Mindeslvoraussetzungen für 
die berufspraktische Ausbildung erfüllt sind. 
Berufsaufbauschule 
Berufsaufbauschulen führen in verschiedenen FachrichLungen zu einem mittleren 
Bildungsabschluß, der Fachschulreife. Sie wird von Jugendlichen besucht, die 
in einer Berufsausbildung stehen oder diese abgeschlossen haben. Die Ausbil­
dung erfolgt entweder in einer Vollzeitschule mit einer Dauer von mindestens 
einem Jahr oder in einer Teilzeitform (Abendschule), die bis zu 7 Semester 
dauern kann. 
Fachoberschulen 
Die Fachoberschulen bauen auf dem Realschulabschluß oder einem als gleich­
wertig anerkanntem Abschluß auf. Der Schulbesuch dauert in der Regel zwei 
Jahre (Klassenstufen 11 und 12). 
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Der erfolgreiche Abschluß der Fachoberschule ist der Befahigungs­
nachweis zur Aufnahme eines Studiums an einer Fachhochschule. 
In der 1 1. Klasse wird neben dem Theorieunterricht ein Betriebspraktikum 
durchgeführt. Deshalb kann der Besuch der 1 1. Klasse durch eine einschlägige 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf im Dualen System 
ersetzt werden. Der Unterricht in der Klasse 12 wird in Vollzeitfonn durchge­
führt. Die Lehrpläne der Fachoberschule umfassen allgemeine, fachtheoretische 
und fachpraktische Fächer. Die allgemeinbildenden Fächer entsprechen auf einer 
reduzierten Ebene etwa denen am Gymnasium. 
Fachschulen 
Fachschulen sind Schulen, die grundsätzlich den Abschluß einer einschlägigen 
Berufsausbildung und oft eine zusätzliche praktische Berufstätigkeit vorausset­
zen. Sie führen zu einer vertieften beruflichen Fachbildung und aufbauenden 
beruflichen Qualiß.kationen. Die Fachschulen dienen der beruflichen Weiterbil­
dung. Wegen ihrer unterschiedlichen Organisation ist die Abgrenzung der 
Fachschulen zu anderen Bereichen des Bildungswesens sehr schwierig. Am 
bekanntesten sind Techniker- und Meisterschulen. Diese beruflichen QualifIka­
tionen bauen auf einem anerkannten Ausbildungsberuf auf, verlangen Berufspra­
xis und siI).d in der betrieblichen Praxis zwischen dem qualifizierten Facharbei­
ter und den Ingenieuren angesiedelt. 
2.6 HOCHSCHULWESEN 
Das Hochschulwesen wurde in den letzten zwanzig Jahren kontinuierlich ausge­
baut. Die Studentenzahlen verdreifachten sich in diesem Zeitraum auf über eine 
Million. 1986 begannen etwa 200.000 Personen, das sind etwa 20 % der 
entsprechenden AItersjahrgänge, ein Studium an einer wissenschaftlichen Hoch­
schule (Universität, Technische Universitäten, Gesamthochschulen, Medizinische 
Hochschulen, Pädagogische Hochschulen), einer Kunsthochschule oder einer 
Fachhochschule (frühere Ingenieur- und höhere Fachschulen, Verwallungsfach­
hochschulen des Bundes und der Länder). 
Für die wissenschaftlichen Hochschulen wird als Zulassungsvoraussetzung die 
allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife verlangt, die an einem Gymna­
sium, einer Gesamtschule, einem Technischen Gymnasium, einer Berufsober­
schu1e, einem Abendgymnasium oder einem Kolleg erworben wird. Die für die 
Fachhochschulen erforderliche Fachhochschulreife wird an der Fachoberschule 
vergeben. 
Das Hochschulstudium schließt mit einem Diplom, Magister oder 
Staatsexamen ab. 
Nach einer durchschnittlichen Sludiendauer von elf Semestern an den wissen­
schaftlichen Hochschulen und von acht Semestern an einer Fachhochschule 
erfolgen die Diplom-, Magister- oder Staatsexamensprüfungen. 
2.7 WEITERBILDUNG 
Während die Organisationsstrukluren und Bildungsangebote der vorschulischen 
Erziehung (Elementarstufe), der Pllichtschule (primar- und Sekundarstufe I), der 
aufbauenden allgemeinen und berullichen Bildung in Schulen und im Dualen 
System (Sekundarstufe II) und im Hochschulwesen (Tertiärer Bereich) klar 
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darliegen, gilt das nicht für den ·quartären Bereich, zu dem die Maßnahmen der 
Erwachsenenbildung gezählt werden. Etwa 25 Mio. Teilnehmer nehmen pro 
Jahr an den Veranstaltungen öffentlicher Träger und anderer Verbände wie 
Volkshochschulen, sonstiger Organisationen der Erziehung in Wissenschaft und 
Kultur, Behörden, Gewerkschaften, Arbeitgeber-, Wirtschafts- und Berufsver­
banden, Kammern, Innungen, Kirchen, sozialen Organisationen, Stiftungen, 
Parteien und Arbeitsverwaltung teil. Für die berufliche Weiterbildung sind 
neben den genannten Trägern die Unternehmen selbst von großer Wichtigkeit. 
Auch der Fernunterricht, der überwiegend von privaten Lehrinstituten durchge­
führt wird und überwiegend spezielle berufliche Lehrgänge zur Vorbereitung 
auf externe Prüfungen (z.B. Ausbildereignungspriifung, Technikerprüfung, Mei­
sterprüfung) anbietet, ist zu nennen. 
ZUSA�NFASSUNG 
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und parlamentarischer 
Bundesstaat. Die Bundesländer regeln die Aufgaben von Schule und Hoch­
schulwesen auf allen Ebenen in  eigener Verantwortung. Demgegenüber liegt die 
Gesetzgebungskompetenz für die außerschulische Berufsbildung beim Bund. 
Die Aufsicht über die betriebliche Berufsausbildung ist von der über das 
berufliche Schulwesen getrennt und wird von den zuständigen Stellen, den 
Kammern, durchgeführt. 
Das Schulwesen in der Bundesrepublik Deutschland besteht aus zwei Systemen: 
dem allgemeinenbildenden Schulwesen und dem beruflichen Schulwesen. Für 
alle Kinder und Jugendliche besteht eine Schul- und Berufsschulpflicht bis zum 
vollendeten achtzehnten Lebensjahr. 
Nach dem Abschluß der Grundschule gabelt sich das vertikal gegliederte 
Schulsystem grundsätzlich in drei Schulformen: die Hauptschule, die Realschule 
und das Gymnasium. Teilweise wird dieses differenzierte Sekundarschulwesen 
aufgelöst durch die Einführung von horizontal gegliederten Gesamtschulen. 
Dominierend im beruflichen Schulwesen sind die Berufsschulen, der schulische 
Partner innerhalb des Dualen Systems der Berufsausbildung. Daneben existieren 
zwei Grundtypen beruflicher Schulen. Im ersten Typ werden vorrangig berufli­
che Qualifikationen vermittelt, das sind: Fachschulen, Berufsvorbereitungsjahr, 
Berufsgrundbildungsjahr und Berufsfachschule. Der zweite Typ der Schulen im 
beruflichen Schulwesen vermittelt vorrangig eine Berechtigung für den Eintritt 
in das weiterführende Schul- und Hochschulwesen, das sind beispielsweise die 
Fachoberschulen. 
Das Hochschulwesen schließt sich an das Sekundarschulwesen an. Das Hoch­
schulwesen wird unterteilt in wissenschaftliche Hochschulen und in Fachhoch­
schulen. 
Der Bereich der Weiterbildung, der quartiäre Bereich im Bildungswesen, ist 
nicht so klar gegliedert wie das vorhergehende Schul-, Hochschul- und Ausbil­
dungswesen. Etwa 25 Millionen Teilnehmer nehmen pro Jahr an Veranstaltun­
gen öffentlicher Träger, anderer Verbände sowie der Volkshochschulen, der 
Gewerkschaften und der Arbeitgeber teil. Für die berufliche Weiterbildung sind 
neben diesen Trägern auch die Femlchrinstitute von großer Wichtigkeit. 
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�DERHOLUNGSAUFGABEN 
2. 1 Wie sind die Komptenzen zwischen dem Bund und den Ländern im 
Bildungs- und Ausbildungswesen verteilt? 
2.2 Das Schulwesen ist in Stufen und in Schultypen unterteilt. Nennen Sie die 
Schultypen, die zum Elementarbereich, zum Primarbereich, zum Sekundar­
bereich I und zum Sekundarbereich 11 gehören, und ordnen Sie sie ent­
sprechend zu. 
2.3 Berufliche Schulen werden in zwei Typen unterteilt. Bitte beschreiben Sie 
diese Typen kurz und nennen Sie die entsprechenden Schulen. 
2.4 Was ist ein Berufsfeld? 
2.5 Welche Zulassungsvoraussetzungen haben die Hochschulen? 
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Lektion 3 
3 Das Duale System der Berufsausbildung 
Sie werden nach dieser dritten Lektion in der Lage sein, 
- zu erklären, welche Bedeutung das Duale System der Berufsausbildung 
für die Qualifikationsstruktur des Arbeitsmarktes hat, 
- skizzenartig die historische Entwicklung des Dualen Systems zu be­
schreiben, 
- die Lernorte in der Berufsausbildung Berufsschule und Betrieb darzu­
stellen, 
- zu erklären, wer für die Finanzierung der beruflichen Bildung zuständig 
ist, 
- wichtige Institutionen im Dualen System zu nennen, 
- die Aufgabe des Dualen Systems in der Erwachsenenausbildung mit den 
Schwerpunkten Weiterbildung, Umschulung und Rehabilitation zu erläu­
tern. 
3.1 QUALIF1KA TIONSSTRUKTUR DER ERWERBSPERSONEN AM 
ARBEITSMARKT 
Von den fast 30 Mio. Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik Deutschland haben etwa 
75% eine fonnale Ausbildung durchlaufen. 
Bei den 25- bis 40jährigen beträgt dieser 
Anteil sogar 80 %. Diese fonnale Ausbil­
dung läßt sich grundsätzlich in die berufliche 
und die akademische Bildung aufteilen. Der 
beruflichen Bildung werden aUe Ausbil­
dungsgänge im beruflichen Schul- und 
Ausbildungswesen zugeordnet, die auf einen 
allgemeinbildenden Abschluß in der Sekun­
darschule aufbauen und nicht in die Hoch­
schulen integriert sind. 
Für den größten Teil der 
Jugendlichen ist heute die 
Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf im Dualen System 
der wichtigste Weg zur Vorbereitung 
auf eine berufliche Tätigkeit. 
Bild 3.1 : Auszubildende nach 
Ausbildungsbereichen ·1986 
Von 1 960 bis 1 985 stieg die Anzahl der 
Auszubildenden von 1 ,26 Mio. auf über 
1 ,805 Mio. 1 986 wurden 1 ,8 Mio. Auszubil-
H and w e r k  
3 � , 4  0/0 
F r e i e  Be rufe u .  a .  7, 9 0/0 
Öffent I ieher Dienst 4 %  
lan d wirts c h aft 2 6 0/0 
I n dustrie 
un d Han del 
4 8,9 % 
dende (Lehrlinge) in Industrie, Handel, Handwerk, Landwirtschaft, sonstigen 
Bereichen und im öffentlichen Dienst ausgebildet. 700.000 Ausbildungsverträge 
wurden abgeschlossen, 66,5 % der 1 6- bis 1 9jährigen befand sich 1 986 in einer 
Berufsausbildung. Bezogen auf die siebzehnjährige Bevölkerung betrug der 
Prozentsatz der unabgeschlossenen Ausbildungsverträge über 85 % des Alters-
BAP 1 A  2 1  Frankfurter 
. ., h - ;'eJll Lehrerouc lei vt 
Lektion 3 
ILtehkbiroan 3 cDAS cDUAILTE SYS TE(M cDTEFR (BTEFRUUFSAUS(Bl!:IILcDUING 
jfachrrgfaangteesll. cDteamgtegteanfürbterr rbteftrrägft rodbite Gteesfaamfttzfachhl rodterr Sftturodteanfttean faan rodtean Hroocch­
esocchtuhltean anturr .1,36 (Mbiroll. 
cDbiteeste esftfaesbiesocchtean cDfafttean tuanftterresftrrtebiocchtean rodbite fürbterrrrfagteanrodte (Bterodtetufttuang rodtees cDtufahltean 
Syesftteames am Atuesrbbihlrodtuangeszwteesteanll. 
3ll.2 ILTEFRINOFRl':TTE IN cDTEFR (BTEFRUUFSAUS(Bl!:IILcDUING 
cDbite Orrgfaanbiesfaftbiroan rodterr ILteanrprrrotzteeseste rodterr Atuestzturbbihlrodteanrodtean bian rodtean 
faantehkfaananfttean Atuesrbbihlrodtuangesrbocrrtufftean biananterrchfahlrb rodtees cDtufahltean Syesftteames terrffrohlgft 
ambianrodteesftteanes faan rodtean tzzwtebi ILteanrorrfttean (Bteftrrbiterb tuanrod (Bterrtuffesesocchtuhltell. 
ILterranrorrft (Bterrtuffesesocchtuhlte 
an Arbgteantztuang tztu rodtean Atuesrbbihlrodtuangesfatuffgfarbtean rodtees (Bteftrrbiterbtees zwbirrrod rodterr (Bterrtuffesesocchtu­
hlte rodbite Atuffgfarbte tztugtezwbiteestean, rbrrtebiftte rbterrtuffesftchterorrteftbiesocchte Grrtuanrodhlfagtean tuanrod rodfarrfatuff 
fatuffrbfatuteanrod rbterrtuffesesrptetzbibiesocchte Kteananftanbieseste bian esyesftteamfabiesocchtean Ztuesfaamamteanchäangtean tztu 
fvterrambiftfttehlanll. Sbite esrohlhl tebianterr tztu rbteftbiterbes esrptetzbibiesocchtean tuanrod rodteeschfahlrb amrorbbihlbiftäfteschteam­
amteanrodtean Atuesrbbihlrodtuang fvrorrrbtetugtean tuanrod fürbterr rodbite Vterrambiftfthltuang fvroan TEbianesbiocchfttean bian 
gteestehlhlesocchfahlbiocchte tuanrod rprohlbibiesocch..-teocchfthlbiocchte Ztuesfaamamteanchäangte rodtean Atuestzturbbihlrodteanrodtean 
ambift rodterr UFächbighktebift fatuesesftfaftfttean, esbiocch bian rodterr Arrrbtebifteszwtehlft tztu rbtechfaturpftteanll. 
cDbite (Bterrtuffesesocchtuhlte fvterrambiftfttehlft rbterrtuffesftchterorrtebiesocchte K�anananbieseste tuanrod 
rprohlbibiesocch..-rrteocchftbiocchte Ztuesfaamamteanchäangtell. 
lWächrrteanrod rodterr Atuesrbbihlrodtuang bian tebianteam Atuesrbbihlrodtuangesrbterrtuff fürbte amamft rodbite (Bterrtuffes­
esocchtuhlte biananterrchfahlrb rodtees cDtufahltean Syesftteames rodtean gtebiangterrtean Aanfttehl faan rodterr Gteesfaamftfatues­
rbbihlrodtuangestztebiftll. Sbite zwbirrrod faan tebian rbbies tzzwtebi l':Tfagtean an rodterr lWroocchte rbteestuocchftll. TEftzwfa 640 
% rodtees Uanfttebiocchftes teanftfffahlhltean fatuff rodtean UFfaocchtuanftterrrrbiocchftll. cDbiteesterr rorrbiteanbiterrft esbiocch faan 
rodtean Atuesrbbihlrodtuangesrorrrodantuangtean rodterr fvterresocchbiterodteantean Atuesrbbihlrodtuangesrbterrtufftell. cDbite rrteesfthlbiocchtean 
40 % rodtees Uanftterrbiocchftes fvterrfttebihltean esbiocch fatuff rodtean fahlhlgteamtebiantean Uanfttebiocchft zwbite 
cDtetuftesocch, AProhlbibihk, Öhkroanroambite, FRtehlbigbiroan tuanrod fatuocch Srprorrftll. 
INterbtean rodteam l':Ttebihltztebituanftterrbiocchft, rodterr faan tebian rbbies tzzwtebi l':Tfagtean bian rodterr lWroocchte rpfarrfahlhltehl 
tzturr rbteftrrbiterbhlbiocchtean Atuesrbbihlrodtuang ..-fahlesro fatuesrbbihlrodtuangesrbteghltebiftteanrod ..-rodturrocchgtefffüchrrft zwbirrrod, 
chfaft esbiocch bian rodtean hltefttzfttean Jfachrrtean biamamterr amtechrr rodfaes (Bhlroochkesyesftteam rodturrocchgteestefttzftll. .1986 
zwturrrodtean fürbterr .16 % fahlhlterr Atuestzturbbihlrodteanrodtean rodturrocch (Bhlroochktuanfttebiocchft rbteesocchtuhlftll. am 
(Bhlroochkesyesftteam zwteocchestehlft rodterr rbbies tztu amtechrrterrte lWroocchtean rodfatuteanrodte (Bterrtuffesesocchtuhltuanftterr­
biochlbift ambift rodterr rbteftbiterbhlbiocchtean Atuesrbbihlrodtuang farbll. 
INterbtean rodtebian fahlhlgteamtebianrbbihlrodteanrodtean tuanrod rbtetuffes ftchterorrtebiesocchtean Uanftterrbiocchft zwbirrrod ambift rodterr 
(Bterrtuffesesocchtuhlzwterrhkesftfaftft tebian tzzwtebiftterr ILteanrorrft faangterbroftteanll. cDbiteesterr ILteanrorrft terrbihlhlft 
amtebiesftteanes rodbite Atuffgfarbte rodterr Vterrfaanesocchfatuhlbiocchtuang rodterr fffaocchftchterorrteftbiesocchtean ILte chfahlfttell. 
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Lernort Betrieb 
Die Ausbildungsordnung ist verbindliche Grundlage für die 
betriebliche Ausbildung. 
Ausgehend von der sachlichen und zeitlichen Gliederung des Ausbildungsrah­
menplans wird ein betrieblicher Ausbildungsplan für einen bestimmten Beruf 
und in größeren Betrieben auch ein persönlicher Ausbildungsplan für den 
einzelnen Auszubildenden erstellt. 
Die Berufsausbildung in Klein-, Mitte1- und Großbetrieben sowie in den ver­
schiedenen Berufsfeldern ist sowohl vom Lernort als auch von der Struktur der 
Ausbildung her sehr differenziert. 
Am Lernort Arbeitsplatz wird einem Mitarbeiter, in der Produktion oder 
Dienstleistung ein Auszubildender zugeordnet. Durch Abschauen und Nachma­
chen soll die berufliche Qualifikation erlernt werden. 
Diese FOlTIl der Ausbildung, die auch produktionsgebundene 
Berufsausbildung oder on-the-job training genannt wird, stellt die 
älteste FOlTIl dar. 
Sie wird heute noch sehr oft in kleineren gewerblichen Betrieben sowie im 
Handels-, Dienstleistungs- und Verwaltungsbereich angetroffen. 
Tab.: Vor- und Nachteile der produktionsorientierten Ausbildung 
Vorteile 
- lebens- und praxisnahes Lernen, 
- Kennenlernen der technischen 
ökonomischen Entwicklung 
- tätigkeitsorientierte Ausbildung 
- Aneignung berufspraktischer 
Fertigkeiten 
- Erfahrungen, Arbeits- und 
Verhaltensweisen in der 
Ernstsituation 
- Kennenlernen des ökonomischen 
Prinzips (Leistungs- und 
Zeitdruck) 
- Lernen von Teamarbeit und 
betrieblichem Sozialverhalten. 
Nachteile 
- mange1nde Systematik der 
Ausbildung 
- oft fehlende pädagogische, 
manchmal auch fachliche 
Qualifikationen der Ausbilder 
vor Ort 
- Lernen unter Zeitdruck, sehr 
unterschiedliche Qualität der 
Ausbildung 
- ausbildungsfremde Tätigkeiten 
- zu starke Spezialisierung. 
Wegen dieser Kritik und wegen der in vielen kleinen und mittleren Betrieben 
nicht vorhandenden entsprechenden technischen Ausstattung wurden ü berbe­
triebliche Ausbildungsstätten eingerichtet. Sie dienen der Ergänzung der 
betrieblichen Ausbildung und ermöglichen außerdem die Anpassung an den 
neuesten Stand der Technik. Im Handwerk nutzten mehr als 40 % der Betriebe 
( 198 1/82) die überbetriebliche Ausbildungsstätte. Die Berufsbildungspolitik 
des Bundes fördert die ü berbetrieblichen Bildungsstätten intensiv. 
Die ü berbetrieblichen Ausbildungsstätlen dienen der Ergänzung der 
betrieblichen Ausbildung. 
Allgemein wird anerkannt, daß die ü berbetrieblichen beruflichen Bildungsstätten 
für die Qualitätssicherung der Berufsausbildung dringend erforderlich sind. 
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cDbiteeste Atuesrbbihlrodtuangesesftäftfttean zwterrrodtean bian rodterr FRtegtehl fvroan rodtean Kfaamamtean tuanrod rbtetuffes­
esftanrodbiesocchtean Vterrtebianbigtuangtean gteftrrfagteanll. 
an rodtean tebiantztehlantean rbtebiterbhlbiocchtean Arrrbtebiftesrphläfttztean biesft roffft rodturrocch Srptetzbifahlbiesbiterrtuang, 
bianftteanesbifvtees Arrrbtebifttean, hkroamrphlbibiterrftte (Mfaesocchbianteanftteocchanbihk tuanrod Arrrbtebiftesfttebihltuang tebiante 
rprrrorodtuhkbiroanesgterbtuanrodteante Atuesrbbihlrodtuang anbiocchft amtechrr amföghlbiocchll. cDbiteesterr APrrrotzteß füchrrftte 
esocchroan biam fvrobigtean Jfachrrchtuanrodterrft rodfatztu, rodfaß Großrbteftrrbiterbte Atuesrbbihlrodtuangeszwterrhkesftäftfttean 
tebianbiocchftteftteanll. cDrorrft zwbirrrod chtetuftte rodbite Gtuanrodfatuesrbbihlrodtuang fürr fvbitehlte ·(Bterrtuffte rorodterr gfaantzte 
(Bterrtuffesfftehlrodterr rodturrocchgtefüchrrftll. INfaocch tebianterr Grrtuanrodfatuesrbbihlrodtuang tuanrod Srptetzbifahlfatuesrbbihlrodtuang 
rodturrocch chfaturpftrbterrtuhlbiocchte Atuesrbbihlrodterr terrffrohlgft rodterr TEbianesfafttz biam (Bteftrrbiterbll. Htetuftte tuamfffaßft 
rodterr ILteanroft Atuesrbbihlrodtuangeszwterrhkesftfaftft rodbite hkhlfaesesbiesocchte UFrorram rodterr ILtechrrzwterrhkesftfaftft bian rodterr 
gtezwterrrbhlbiocchtean Atuesrbbihlrodtuang rodterr (Mteftfahl..- tuanrod TEhltehkftrorbterrtufftell. Atuocch an rodtean (Bbirohlrogbite­
tuanrod Cchteambiterbterrtufftean (Atuesrbbihlrodtuangeshlfarbrorr1), hkfatu amäananbiesocchtean (Bterrtufftean (Ürbtuangesrbfürrro, 
ILtechrrrbfürrro, Ürbtuangeshkroanftrorr1) tuanrod (Bfaturbterrtufftean (ILtechrrrbfatuchro1) ffbianrodteft esbiocch rodbiteeste UFrorram 
rodtees Atuesrbbihlrodtuangesrorrftteesll. 
an rodtean Atuesrbbihlrodtuangeszwterrhkesftählhltean zwbirrrod ambianrodteesftteanes rodbite Grrtuanrodfatuesrbbihlrodtuang 
biananterrchfahlrb tebiantees (Bterrtuffes rodturrocchgtefffüchrrftll. 
an rodtean hltefttzfttean Jfachrrtean zwfatean amamterr amtechrr hkhltebianterrte (Bteftrrbiterbte rbterrtebift, Atuesrbbihlrodtuanges­
rphläfttzte tebiantztubiocchftteanll. cDbiteeste (Bterrtebiftesocchfaffft hkroananftte roffft anbiocchft bian rodbite lWbirrhkhlbiocchhktebift 
tuamgteestefttzft zwterrrodtean, rodfa rodbite esftfarrhkte Srptebifahlbiesbiterrtuang rodterr (Bteftbiterbte teanterr Atuesrbbihlrodtuang 
teanftgtegteanesftfaanrodll. cDturrocch rodbite Krororrrodbianfabiroan rodterr l':Ttebihlfatuesrbbihlrodtuangeshkfarpfatzbiftäfttean tebiantzteanterr 
(Bteftbiterbte ambift fürbterrrbteftbiterbhlbiocchtean Atuesrbhlrodtuangestebianbiocchfttuangtean hkroananfttean tebiante FRtebichte 
fvroan tztuesätzhlbiocchtean Atuesrbbihlrodtuangesrphlätztean gteesocchfafffftean zwterrrodteanll. an rodterr l!:Ianrodtuesftrrbite zwfarrtean 
6 % rodterr (Bteftrrbiterbte an rodbiteesteam Atuesrbbihlrodtuangesamrorodtehlhl, rodteam Atuesrbbihlrodtuangesfvterrrbtuanrod, 
rbtefttebihlbigft 
(Mfaesocchbi anteanesocchhlroesesterr 2,740/40 ll. 
UFfaocchfvterr hkätu ffterr 2,6°/40 
Kfatuffamfaanan biam GrrroA..-
tuanrod Atußteanchfaanrodtehl 2,8 °/40 
40 
(Bfaanhkhkfatuffamfaanan 3,.1 40/40 
ll...-
::r: 
cD (Bfürrrohkfatuffamfaanan 3,4440/40 
..-
..-










UFrrbiestetuterr 3,9 % 
Kfftzll. (Mteocchfaanbihkterr 44,ll. % 
rodfafvroan 
340,3'"/'" 
Vterrhkätuffterr 44, ß '"/'" 
Arbrbll. 3ll.3::r: Atuestzturbbihlrodteanrodte bian rodtean .140 am esftärresfttean rbteestefttzfttean 
Atuesrbbihlrodtuangesrbterrtujtean 
3ll.3 UFl!:IINAINZl!:ITEFRUING cDTEFR (BTEFRUUFILl!:ICHTEIN (Bl!:IILcDUING 
cDbite UFbianfaantzbiterrtuang rodterr (Bterrtuffesfatuesrbbihlrodtuang bian rodtean faanterrhkfaananfttean 
Atuesrbbihlrodtuangesrbtetufftean biesft grrtuanrodesätzhlbiocch fvroan rodtean (Bteftrrbiterbtean tztu rrfagteanll. 
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Diese Aufwendungen sind Kosten, die in der betriebliche Kostenrechnung 
enthalten sind. Für die Lehrlinge müssen nicht nur Aufwendungen erbracht 
werden. Durch produktions gebundene Arbeitsanteile fallen Erträge an. Im 
Bereich von Industrie und Handel stand 1984 einem Aufwand von durch­
schnittlich 25.000 DM für gewerblich-technische Auszubildende ein Ertrag von 
durchschnittlich 7.200 DM gegenüber. Dieses Verhältnis verschiebt sich im 
Handwerk zugunsten des Arbeitgebers, in den gewerblichen Berufen beträgt der 
Ertragsanteil fast 50 % und in nicht-technischen gewerblichen Berufen, wie 
z.B.  beim Bäcker und Fleischer, über 55 %. Enthalten in diesen Beträgen ist 
die Ausbildungsvergütung. Sie schwankte 1987 durchschnittlich zwischen 
monatlich 552 DM im Handwerk bis zu 730 DM in Industrie und Handel. 
Die Nettokosten der beruflichen Bildung im Dualen System von 39 Mrd. DM 
(1986) teilen sich auf in den Anteil der betrieblichen und überbetrieblichen 
Berufsbildung von 82 % und in den der Teilzeitberufsschule von 1 8  %.  Wäh­
rend die Anforderungen für die Berufsschule allein von der öffentlichen Hand 
aufgebracht werden, fördern der Bund, die Länder, die Kommunen und die 
Bundesanstalt für Arbeit auch intensiv die betriebliche und überbetriebliche 
Berufsausbildung. Etwa ein Drittel der Kosten werden direkt von diesen öffent­
lichen Trägern aufgebracht. 
Etwa ein Drittel der Kosten der berullichen Bildung werden direkt 
von staatlichen Institutionen aufgebracht. 
3.4 PRÜFUNGS WESEN 
Das Berufsbildungsgesetz schreibt vor, daß das Prüfungswesen von einer 
zuständigen Stelle (z.B. Industrie- und Handelskammer oder Handwerkskam­
mer) durchgeführt wird. 
Die zuständige Stelle führt die Prüfungen in anerkannten 
Ausbildungsberufen durch. 
Durch die Zwischenprüfung, die etwa nach der HälfLe der Ausbildungszeit 
durchgeführt wird, soll der Ausbildungsstand festgestellt werden. In allen 
anerkannten Ausbildungsberufen sind Abschlußprüfungen durchzuführen. Die 
Prüfungs anforderungen für den einzelnen Ausbildungsberuf ist in der Ausbil­
durigsordnung enthalten. Die Prüfungen bestehen meistens aus einem prakti­
schen und einem theoretischen (Fachtheorie, Politik u. Ökonomie) Teil. Etwa 
90 % bestanden die Abschlußprüfungen. Dann wird aus dem Auszubildender 
ein Facharbeiter, Fachangestellter oder Geselle. Die Bezeichnungen sind sehr 
unterschiedlich. 
3.5 ZUSTÄNDIGE STELLEN UND SONSTIGE INSTITUTIONEN 
Die zuständige Stelle, z.B. eine Industrie- und Handelskammer, ist für die 
Aufsicht und Verwaltung der betrieblichen Berufsausbildung zuständig. Sie 
überwacht die Ausbildung und ist verantwortlich für die Durchführung der 
Prüfung. Der Ausbildungsberater übernimmt überwachende und beratende 
Aufgaben. Die Zuständigen Stellen sind Träger von überbetriebliche Ausbil- . 
dungs einrichtungen. Sie bieten außerdem Veranstaltungen zur beruflichen 
Weiterbildung an. 
Die zuständige Stelle ist für die Verwaltung und Aufsicht der 
betrieblichen Berufsausbildung zuständig. 
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Auf Bundesebene haben zwei Institutionen, das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BiBB) und die Bundesanstalt für Arbeit, wesentliche Funktionen im 
Bereich des Dualen Systems. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung ist die zentrale Stelle zur Regelung und 
Fortentwicklung der Inhalte und Strukturen des Dualen Systems. 
Obwohl die Bundesanstalt für Arbeit über 5 Mrd. DM allein 1986 für die 
Förderung der Berufsausbildung sowie der Fortbildung und Umschulung auf­
wendete, wird sie als Institution im Rahmen des Dualen Systems im Berufsbil­
dungsgesetz nicht genannt. Durch die Berufsberatung, die �rbeitsvermittlung, 
die Förderung der beruflichen Bildung durch personenbezogene Einzelmaßnah­
men und durch besondere Programme, durch die berufliche Rehabilitation und 
durch die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung übt die Bundesanstalt für Arbeit 
wichtige Aufgaben für das Duale System aus. Gleichzeitig fördert sie in gro­
ßem finanziellen Rahmen die Ausbildung von Problem gruppen und die Institu­
tionen, die überbetrieblich ausbilden. 
3.6 LEHRENDE IN DER BERUFSAUSBILDUNG 
. , 
Grundsätzlich lassen sich drei Typen von Lehrenden unterscheiden: 
- Ausbilder im Betrieb und überbetrieblichen Einrichtungen 
- Fachtheorielehrer in beruflichen Schulen 
- Fachpraxislehrer in beruflichen Schulen. 
1986 unterrichteten 93.000 Lehrer hauptamtlich an beruflichen Schulen, davon 
hatten 42.000 die Lehramtsprüfung für berufliche Schulen (Fachtheorielehrer) 
und 1 1 .000 die Fachlehramtsprüfung (Fachpraxislehrer). In den Betrieben und 
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überbetrieblichen Einrichtungen von Industrie, Handel, Landwirtschaft, freien 
Berufen und im öffentlichen Dienst bildeten fast 500.000 haupt- und nebenamt­
liche Ausbilder (über 90 %) aus. Hinzuzurechnen sind die Handwerksmeister, 
die grundsätzlich ausbildungsberechtigt sind. 
Seit 1972 gibt es eine Ausbildereignungsverordnung, die genaue Vorschriften 
über die Ausbildung der Ausbilder festlegt. Wenn auch jeder Ausbilder diese 
pädagogische Ausbildung durchlaufen muß, so ist die fachliche Qualifikation 
sehr unterschiedlich. Neben dem Maschinenschlosser kann der Diplom-Ingeni­
eur unterweisen. 
Die Ausbildung der Ausbilder wird nach der Ausbildereignungs­
verordnung durchgeführt. 
Auch die Berufsgruppe der Fachpraxislehrer, die in den Werkstätten der Berufs­
schule praktische Unterweisungen und Demonstrationen ausführen, ist nicht 
homogen. Im gewerblich-technischen Bereich haben sie meist eine Vorbildung 
als Meister oder Techniker. Nach mehrjähriger Berufspraxis machen sie bei 
Bedarf eine bis zu zwei Jahren dauernde pädagogisch orientierte Zusatzausbil­
dung. 
Die berufstheoretische und wissenschaftliche Orientierung der Fachtheorielehrer, 
die im gesamten beruflichen Schulwesen unterrichten, erfolgt durch eine Aus­
bildung an Universitäten und Technischen Hochschulen. Nach einem Referen­
dariat und einer zweiten Staatsprüfung erfolgt der hauptamtliche Einsatz im 
beruflichen Schulwesen. 
3.7 ERWACHSENENAUSBILDUNG: WEITERBILDUNG, 
UMSCHULUNG, REHABILITATION 
Berufliche Weiterbildung soll berufliche Kenntnisse und berufliche Fertigkeiten 
erhalten, erweitern und den beruflichen Aufstieg ermöglichen. Neben der kurz­
und mittelfristigen Anpassung an sich ändernde berufliche Anforderungen durch 
neue Technologien und durch einen fortschreitenden Strukturwandel hat berufli­
che Weiterbildung auch die Aufgabe, Qualifikationslücken in der Zukunft zu 
vermeiden. Auf Ausbildungsberufe im Dualen System aulbauende Berufe 
wurden seit dem Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes kontinuierlich ausge­
dehnt. Durch den Ausbau dieses beruflichen Aufstiegs soll auch Hochschulbe­
rechtigten eine dauerhafte Alternative zum Hochschulstudium angeboten wer­
den. 
Die berufliche Weiterbildung soll berufliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten erhalten, erweitern und den beruflichen Aufstieg 
ermöglichen. 
Das Berufsbildungsgesetz enthält neben der Ordnung der Ausbildung in den 
anerkannten Ausbildungsberufen auch Regelungen über die berufliche Weiter­
bildung. Der § 46 des BBiG gibt den zuständigen Stellen (Industrie- und 
Handelskammer, Handwerkskammer u.ä.) die Möglichkeit, Prüfungen durchzu­
führen zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die 
durch berufliche Fortbildung erworben wurden. Diese Prüfungen, die Bezeich­
nUng dieses Fortbildungsberufes und die während der Aufstiegsfortbildung zu 
vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten sind in Analogie zu den Ausbil­
dungsordnungen in den anerkannten Ausbildungsberufen verbindlich geregelt. 
Die Berufe im Bereich der beruflichen Fortbildung orientieren sich viel stärker 
als die Ausbildungsberufe an den Bedürfnissen von Arbeitsmarkt und Unterneh­
men. Die Inhalte dieser Regelungen werden in Analogie zur Regelung bei den 
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Ausbildungsberufen in Abstimmung zwischen den Spitzenfachverbänden der 
Wirtschaft und den Gewerkschaften festgelegt. Im Bereich der beruflichen 
Fortbildung existieren fast 200 Berufe. Der Bankkaufmann kann z.B .  zum 
Bankfachwirt, der Industriekaufmann zum Bilanzbuchhalter, der Bürokaufmann 
zum Bürovorsteher aufsteigen. Viele Berufe im Bereich von Elektronik und 
Datenverarbeitung sind Fortbildungsberufe. Fast in jedem gewerblichen Beruf 
besteht die Möglichkeit der Aufstiegsfortbildung zum Meister. In diesem 
Bereich sind etwa 1 00  Berufe durch Rechtsverordnung des Bundes geregelt. 
Insgesamt legten 1986 80.000 Personen eine erfolgreiche Fortbildungsprüfung 
ab. Damit wurde die Aufstiegsfortbildung, die zu praxisorientierten beruflichen 
Qualifikationen zwischen den anerkannten Ausbildungsberufen und den Hoch­
schulabsolventen führt, zu einem umfassenden Teil des Dualen Systems. 
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Das Duale System der Berufsausbildung ist in Deutschland historIsch gewach­
sen und stellt heute "das" Ausbildungssystem dar. Etwa - 1,8 Millionen Auszu­
bildende befinden sich momentan in einer Berufsausbildung in fast 400 Ausbil­
dungsberufen. Diese Ausbildungsberufe erstrecken sich über alle Berufsfelder in 
Handwerk, Industrie und Handel, in Landwirtschaft, aber auch in den freien 
Berufen und im öffentlichen Dienst Damit ist das Duale System der wichtigste 
Qualifikationsvermittler auf der Ebene der Facharbeiter und Angestellten. Die 
28 BAP 1A 
DAS DUALE SYSTEM DER BERUFSAUSBILDUNG 
Lernorte im Dualen System gliedern sich mindestens auf in Betrieb und B e­
rufsschule, deshalb die Bezeichnung "Duales System". Da die Ausbildung in 
sehr unterschiedlichen Beuieben stattfindet, schreiben verbindliche Ausbildungs­
ordnungen exakt vor, was in der Ausbildung zu vennitteln ist. Durch das 
Prüfungswesen, das überbetrieblich von den zuständigen Stellen durchgeführt 
wird, ist ein weiteres Regulativ vorhanden. Nach der bestandenen Abschlußprü­
fung erhält der Teilnehmer ein Zeugnis und eine Urkunde. Dieses ZertifIkat ist 
allgemein am Arbeitsmarkt anerkannt. 
Die Finanzierung der betrieblichen und überbeuieblichen beruflichen Bildung 
wird grundSätzlich von den Betrieben getragen, obwohl heute fast ein Drittel 
der fmanziellen Aufwendungen von der öffentlichen Hand durch eine Reihe 
von Programmen zugeschossen wird. 
WIEDERHOLUNGSAUFGABEN 
3 . 1  Welchen beruflichen Ausbildungsweg schlagen die meisten Jugendlichen 
in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Abschluß der Sekundarschu­
len ein? 
3.2 Welche Lernorte gibt es in der Berufsausbildung? Nennen Sie auch die 
Vor- und Nachteile einer produktionsorientierten Ausbildung. 
3.3 Wer fmanziert die berufliche Bildung im Dualen System? 
3.4 Wo werden die Prüfungen für die anerkannten Ausbildungsberufe abgehal­
ten? 
3.5 Was ist eine zuständige Stelle im Rahmen der Ausbildung? 
3.6 Welche Typen von Lehrenden gibt es im Dualen System? 
3.7 Warum ist die berufliche Weiterbildung heute so wichtig geworden? 
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Lektion 4 
4 Grundlagen des Berufsbildungsrechts 
Nach dem Studium dieser vierten Lektion werden Sie "in der Lage sein, 
- die wichtigsten verjassungsrechtlichen Bestimmungen, die als überge­
ordnete Ausgangspunkte im Zusammenhang mit der Berufsbildung 
stehen, zu nennen und zu erläutern 
- eine Übersicht über die für die Berufsbildung wichtigsten Rechtsquellen 
zu geben 
- den Geltungsbereich und die Grundbegriffe des Berufsbildungsgesetzes 
zu nennen und zu erklären 
- die Überwachung der Berufsausbildung durch die zuständige Stelle zu 
beschreiben. 
4.1 RECHTSQUELLEN DER BERUFSBILDUNG 
Durch das Rechtssystem wird das menschliche Zusammenleben in vielen 
Bereichen verbindlich geregelt. Es wird dem einzelnen - aber auch Einrichtun­
gen, wie z.B. Schulen oder Betrieben - etwas Bestimmtes erlaubt oder aber 
verboten. 
Das Recht wird nach seinem Ursprung oder seinem Geltungsbereich unterschie­
den in: 
- das Grundgesetz 
- Gesetze des Bundes oder der Bundesländer 
- Satzungsrecht (Satzungen) 
- Vereinbartes Recht. 
Berufsfreiheit 
Abb. 4.1:  Grundgesetz und Freiheitsrechte 
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ll. (Bll. (Bterrtuffesrbbihl..- ll. (Bll. Atuesrbbihlrodterrtebig_ ll. (Bll. APrrfühl tuhlges..- tzll. (Bll. Arrrbtebiftesfvterr..-
rodtuangesgteestefttz, antuangesfvterrrorrrodantuang, rorrrodantuangtean • • •  ftrrägte, Atuesrbbihl..-
Stechtuhlgteestefttzte Atuesrbbihlrodtuanges..- rodtuangesfvterrftrrägte • • •  
rodterr ILäanrodterr • • • rorrrodantuangtean • • •  
APfarrhlfaamteanftte FRtegbiterrtuangtean Kfaamamterran • • •  Vterrftrrfagesrpfarrftanterr 
((Btuanrod ll.tuanrod ((Btuanrod, ILäanrodterr1), (tzll. (Bll. l!:Ianrodtuesftrrbite..- (ll. (Bll. Atuesrbbihlrodteanrodterr 
ILäanrodterr1) (Btuanrodesambianbiesftterr tuanrod Hfaanrodtehleshkfaamamterr1) tuanrod Atuestzturbbihlrodteanrodterr1) 
Arbrbll. 44ll.2::r: FRteocchftesqtutehlhltean rodterr (Bterrtujesrbbihlrodtuang 
.1ll. cDfaes Grrtuanrodgteestefttz (GG1) ..-rodbite Vterrfffaesestuang rodterr (Btuanrodteesrrterpturbhlbihk cDtetuftesocch­
hlfaanrod ..-biesft rodbite rorbterresftte FRteocchftesqtutehlhltell. cDbite Grrtuanrodrrteocchftte esbianrod tuanambiftfttehlrbfarr 
gtehlftteanrodtees FRteocchft! hlhlte faanrodtetean Gteestetzte, FRteocchftesqtutehlhltean rorodterr rrteocchftbiocch 
terrchterbhlbiocchtean Hfaanrodhltuangtean rbfatutean fatuff rodteam Grrtuanrodgteestefttz fatuffll. 
cDfaes Grrtuanrodgteestefttz biesft rodbite rorbteesftte FRteocchILesqtutehlhlte bian rodterr (Btuanrodteesrrterpturbhlbihk 
cDtetuftesocchhlfaanrodll. 
cDfaes Grrtuanrodgteestefttz gfarrfaanftbiterrft bian rodtean Grrtuanrodrrteocchfttean (Arrbihktehl l!:I ..- .191) jterodteam 
cDtetuftesocchtean tebian grrroßtees (Mfaß an rpterresföanhlbiocchterr UFrrtebichtebiftll. cDbiteeste UFrrtebichtebift rbtetzbitechft 
esbiocch fatuff rodbite TEanftfffahlfttuang rodterr APterresföanhlbiocchhktebift, fahlesro fatuocch fatuff rodbite (Bteftäftbigtuang am 
(Bterrtuffll. 
2ll. cDbite Gteestefttzte zwterrrodtean anfaocch rodtean Vrorrgfarbtean, rodbite rodfaes Grrtuanrodgteestefttz amfaocchft, fvroam 
(Btuanrodteesftfag rorodterr fvroan rodtean ILäanrodterpfahlfaamteanfttean rbteesocchhlroesesteanll. 
Gteestefttzte, rodbite am gfaantztean (Btuanrodteesgterbbiteft Gfühlftbighktebift rbteesbifttztean, esbianrod tzll.(Bll. rodfaes' 
(Bterrtuffesrbbihlrodtuangesgteestefttz, rodfaes Jtugteanrodesocchtufttzgteestefttz, rodfaes Jtugteanrodfarrrbtebiftesesocchtufttzgte­
estefttz, rodfaes (Mtuftftterresocchtufttzgteestefttz rorodterr rodfaes (Bteftbiterbesfvterrfffaesestuangesgteestefttzll. 
3ll. cDturrocch GteStefttz hkföanantean rodbite (Btuanrodteesrrtegbiterrtuang, tebian (Btuanrodteesambianbiesftterr rorodterr rodbite 
ILfaanrodteesrrtegbiterrtuangtean teananäocchftbigft zwterrrodtean, FRteocchftesfvterrrorrrodantuangtean tztu terrhlfaesesteanll. 
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(Btebiesrpbitehleszwtebieste biesft rodbite Atuesrbbihlrodterr..-TEbigantuangesfvterrrorrrodantuang fürr rodbite gtezwterrrbhlbiocchte 
lWbirrftesocchfaft fatuffgrrtuanrod rodtees § 2.1 rodtees (Bterrtuffesrbbihlrodtuangesgteestefttztees fvroam (Btuanrodteesambi­
anbiesftterr fürr lWbi rrftesocchfaft terrhlfaesestean zwrorrrodteanll. Atuocch rodbite Atuesrbbihlrodtuangesrorrrodantuangtean fffürr 
rodbite faanterrhkfaananfttean Atuesrbbihlrodtuangesrbterrtuffte esbianrod FRteocchftesfvterrrorrrodantuangteanll. 
44ll. Kförpterresocchfafttean (tzll.(Bll. Gteamtebianrodtean tuanrod Aanesftfahlfttean rodtees föffffteanhlbiocchtean FRteocchftes 
zwbite tull.fall. rodbite l!:Ianrodtuesftbite..-tuanrod Hfaanrodtehleshkfaamamtean tuanrod rodbite Hfaanrodzwterrhkeshkfaamamtean1) 
hkföanantean fatuff grrtuanrod gteeste biocchterr TErramäocchbigtuangtean Sfafttztuangtean tehlfaesesteanll. Uanftterr 
rodtean (Btegrrbiff rodtees Sfafttztuangesrrteocchftes (= Kfaamamterrrrteocchft1) ffhlhltean chbiterr tzll.(Bll. rodbite 
APrrfütuangesrorrrodantuangtean rodterr '"tztuesftäanrodbigtean Sfttehlhlte'"ll. 
5ll. Atues rodtean fahlhlgteamtebiantean UFrrtebichtebiftesrrteocchfttean rodtees Arrbihktehles 2 (GG1) hläßft esbiocch rodfaes 
FRteocchft fatuff Vteftrrfages ffrrtebichtebift farbhltebiftteanll. Vterrftrrfagesffrrtebichtebift bian rodbiteesteam Sbianante biesft rodfaes 
FRteocchft, Vterrrrägte (tzll.(Bll. Arrrbtebiftesfvterrrrägte1) tzzwbiesocchtean '"ghltebiocchrrfaangbigtean'" APfarrantean 
farbtztuesocchhlbiteßteanll. an rodbiteestean Vteftrrägtean esbianrod rodfaanan rodbite fürr rbtebirodte APfarranterr fvterr­
rbbianrodhlbiocchtean FRteocchftte tuanrod APhlbiocchfttean fatuffgtetzächhlftll. TEes zwbirrrod fvroan fvterrtebianrbfarrftteam 
FRteocchft gteesrprrroocchteanll. TEbiantztehlchtebifttean fürbterr rodtean Arbesocchhltuß fvroan Vterrftrrägtean esbianrod biam 
(Bfürrgterrhlbiocchtean Gteestefttzrbtuocch, rodteam (BG(B, teanftchhlftteanll. 
ll. 
cDbite Vterrftrrfagesffrrtebichtebift hkfaanan tztuam Socchtufttzte tebiantees Vterrftrrfagesrpfarrftanterres rodturrocch gte­
estefttzhlbiocchte (Bteesam tuangtean tebiangteesocchrräanhkft zwterrrodteanll. Sro esrohlhl tzll.(Bll. rbtebiam Arb­
esocchhltuß tebiantees (Btetuffesfatuesrbbihlrodtuangesfvterrftrrfagtees rodterr esrotzbifahl esocchzwäocchterrte APfarranterr ..-
rodterr Atuestzturbbihlrodteanrodte ..-gtegteanfürbterr rodteam esftärrhkterrtean APfarranterr ..- rodteam Atuesrbbihlrodteanrodtean 
..-gteesocchfüfttzft zwterrrodteanll. 
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cDfaes (Bterrtuffesrbbihlrodtuangesgteestefttz ((B(BbiG1) biesft faam .1ll.9ll..1969 bian Krrfaft gteftrrteftteanll. TEes rbbihlrodteft· 
rodbite FRteocchftesgrrtuanrodhlfagte fürr tebiante rbtuanrodteestebianchtebihlbiocchte FRtegtehltuang rodterr (Bterrtuffesrbbihlrodtuang, 
esrozwtebift rodbiteeste anbiocchft bian rbterrtuffesrbbihlrodteanrodtean Socchtuhltean rodturrocchgtefffüchrrft zwbirrrodll. 
cDfaes (Bterrtuffesrbbihlrodtuangesgteestetz rbbihlrodteft rodbite FRteocchftesgrrtuanrodhlfagte fffürr tebiante 
rbtuanrodteestebianchtebihlbiocchte FRtegtehltuang rodterr (Bterrtuffesrbbihlrodtuang, esrozwtebift esbite anbiocchft bian 
rbterrtuffesrbbihlrodteanrodtean Socchtuhltean rodturrocchgtefü ft zwbirrrodll. 
lWfaes zwbirrrod tuanterr rodteam (Btegbiffff '"(Bterrtuffesrbbihlrodtuang'" fvterresftfaanrodtean? 
cDterr § .1 gbirbft rodbite Aanftzwrorrft::r: (Bterrtuffesrbbihlrodtuang biesft rodterr Orbterrrbtegbiffff fffürr '"rodbite (Bterrtuffesfatues­
rbbihlrodtuang, rodbite rbterrtuhlbiocchte UFrorrftrbbihlrodtuang tuanrod rodbite rbterrtuhlbiocchte Uamesocchtuhltuang'"ll. 
.1ll. cDbite (Bterrtuffesfatuesrbbihlrodtuang esrohlhl bian tebianteam gterorrrodantefttean Atuesrbbihlrodtuangesgfaang tebiante 
rbrrtebift faangtehltegftte rbtetuhlbiocchte Grrtuanrodrbbihlrodtuang tuanrod rodbite fürr rodbite Atuesfürbtuang tebianterr 
qtuhlbibitzbiterrfttean rbterrtubiocchtean l':Täbighktebift anroftzwteanrodbigtean fffaochlbiocchtean UFterrbighktebifttean 
tuanrod Kteanan bieseste fvterrambiftfttehlanll. 
UFteanterr chfaft esbite rodtean TErrzwterrrb rodterr terrffrorrrodterrhlbiocchtean (Bterrtuffesterrff tuang tztu te amföghlbi­
occhteanll. 
2ll. cDbite rbterrtuhlbiocchte UFrorrftrbbihlrodtuang esrohlhl rodbite rbterrtuhlbiocchtean Kteanananbieseste tuanrod UFterrbighktebi­
fttean terrchfahlfttean, terrzwtebifttean rorodterr faan rodbite ftteocchanbiesocchte TEanftzwbiochkhltuang faanrpfaesesteanll. 
Atußterrrodteam esrohlhl ambift bichrrterr Hbihlffte tebian rbtetuhlbiocchterr Atuffesbiteg amföghlbiocch estebianll. 
3ll. cDbite rbterrtuhlbiocchte Uamesocchtuhltuang esrohlhl tztu tebianterr faanrodterrtean rbterrtuhlbiocchtean l':Täbighktebift 
rbtefachbigteanll. 
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Abb. 4.3: Begriffe der Berujsbildung nach dem BBIG 
Die Berufsbildung wird in Betrieben, überbetrieblichen Einrichtungen und in 
berufsbildenden Schulen durchgeführt. 
Das BBIG hat an dem bewährten Nebeneinander von schulischer und betriebli­
cher Berufsbildung, dem Dualen System, festgehalten. 
Da aus verfassungsrechtlichen Gründen für die Gesetzgebung in Schulen die 
Bundesländer zuständig sind, kann sich der Geltungsbereich des BBiG jedoch 
nur auf den betrieblichen und überbetrieblichen Teil der Berufsbildung beziehen 
(vgl. S. 1 1). 
Mit dem Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes wurden in der beruflichen 
Bildung einige (zum Teil schon sehr alte) Begriffe erneuert. 
So wurde z.B. aus dem Lehrling der Auszubildende, aus dem Lehrherren der 
Ausbildende, aus der Lehrzeit die Ausbildungszeit und aus dem Lehrbetrieb 
der Ausbildungsbetrieb. 
Der dritte Teil des Berufsbildungsgesetzes (§§ 20 - 49) wird "Ordnung der 
Berufsbildung" genannt. 
Durch ihn ist fast der gesamte Bereich der betrieblichen Bildung erfaßt und 
damit des BBiG "geordnet", also "gesetzlich geregelt". Diese Ordnungsvor­
schriften des BBiG sind Teil des öffentlichen Rechts. Ihnen stehen die priva­
trechtIichen Vorschriften des BBiG gegenüber, die sich überwiegend mit dem 
Berufsausbildungsverhältnis beschäftigen. 
Eine systematische und einheitliche Berufsausbildung ist nur möglich, wenn 
genau angegeben wird, wozu der Auszubildende im Verlauf der Ausbildung ' 
befähigt werden soll. Nach § 25 B BiG dient die Ausbildungsordnung als 
Grundlage für eine geordnete und einheitliche Berufsausbildung. Weiterhin 
dient sie der Anpassung der Berufsausbildung an die technischen, wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung. Im Lehrbrief 
BAP IB,  S . . . .  , linden Sie eine ausführliche Darstellung der Ausbildungsord­
nungen. 
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Die § §  3 1ff. BBiG schreiben der zuständigen Stelle vor, für anerkannte Ausbil­
dungsberufe ein Verzeichnis der BerufsausbildungsverhäItnisse einzurichten 
und zu führen. Der Ausbildende hat sofort nach Vertrags abschluß eines Berufs­
ausbildungsvertrages bei der zuständigen Stelle die Aufnahme in das Verzeich­
nis zu beantragen. 
Die zuständige Stelle prüft aufgrund der eingereichten Unterlagen, ob die 
Eintragungsvoraussetzungen vorliegen. 
Die § §  54 - 56 des BBiG befassen sich mit den Ausschüssen, die bei den 
Ländern und bei den zuständigen Stellen mit verschiedenen Aufgaben (z.B .  
Prüfungen) einzurichten sind. 
Durch das B BiG ist der betriebliche und überbetriebliche Teil der Berufsbil­
dung bundesweit einheitlich geregelt 
. Die berufsbildenden Schulen jedoch unterstehen der Gesetzgebung der einzel­
nen Bundesländer. Um trotzdem eine bundeseinheitliche Berufsausbildung zu 
gewährleisten, schreibt das Berufsbildungsgesetz vor, daß in jedem Bundesland 
einen Landesausschuß für Berufsbildung einzurichten ist 
Nach dem BBiG muß auch jede zuständige Stelle einen Berufsbildungsaus­
schuß errichten. 
Die Berufsbildungsausschüsse bei den zuständigen Stellen haben 
Beschlußfunktion im Rahmen der Aufgaben des Berufsbildungs­
gesetzes. 
Im Gegensatz zu den Landesausschüssen kommen dem Berufsbildungsausschuß 
der zuständigen Stelle nicht nur Beratungs-, sondern auch Beschlu�funktionen 
Zu. . 
I Bew(sbUd .. gsa"",chuß I 
.------=--------------, -------.-----=-..---, 
6 A rbei tgeber-Vertreter  6 A rbeitnehm e r-Vertreter 
6 Lehrer an berufs­
bildenden Schulen 
(nur m i t  beratender St i m m e )  
Abb. 4.4:  Zusammensetzung des Berujsbildungsausschusses der 
zuständigen Stelle 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat nach dem Berufsbildungsförde­
rungsgesetz (BerBiFG, § §  6 - 1 8) beratende, mitwirkende und unmittelbare 
Aufgaben. Zu diesen Aufgaben gehören u.a.: Vorbereitung von Ausbildungsord­
nungen und sonstigen Rechtsverordnungen, die nach dem BBiG oder der 
Handwerksordnung zu erlassen sind, Vorbereitung des Berufsbildungsberichtes, 
die Beratung der Bundesregierung in Fragen der berullichen Bildung und die 
Prüfung der berufsbildenden Fernlehrgänge. 
Das BBiG schreibt vor, daß die zuständigen Stellen, Zwischen- und Ab­
schlußprüfungen durchzuführen haben. Dazu sollen sie im Rahmen ihrer 
Befugnis alles regeln, was mit dem Ablauf der Prüfungen zusammenhängt. 
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Zur Regelung des gesamten Ablaufs einer Prüfung, also der Vorbereitung, der 
Durchführung und der Nachbereitung, erläßt die zuständige Stelle eine Prü­
fungsordnung. 
Während der Berufsausbildung muß mindestens eine Zwischenprüfung stattfm­
den. Der Zweck der Zwischenprüfung ist die Ennitllung des Ausbildungsstan­
des. 
Die Teilnahme an der Zwischenprüfung ist eine Voraussetzung der Zulassung 
zur Abschlußprüfung. 
In anerkannten Ausbildungsberufen sind Abschlußprüfungen durchzuführen. 
Hier soll festgestellt werden, ober der Prüfling die erforderlichen Fertigkeiten 
und Kenntnisse während der Ausbildung erworben hat. Die Abschlußprüfung 
kann zweimal wiederholt werden. 
Die zuständige Stelle richtet für das Abnehmen der Zwischen- und 
Abschlußprüfungen Prüfungsausschüsse ein. 
Die Ausschüsse setzen sich aus einer gleich großen Zahl von Beauftragten der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie mindestens einem Lehrer einer berufs­
bildenden Schu1e zusammen. 
ZUSA�NFASSUNG 
Das Grundgesetz garantiert die persönliche Freiheit, aber auch die Entfaltung 
der Persönlichkeit trl einem Beruf, also die frei Berufswahl. Das Berufsbil­
dungsgesetz regelt grundsätzlich die Berufsausbildung im Dualen System. Sein 
Geltungsbereich umfaßt die außerschulische Berufsausbildung. Für die Berufs­
bildung in Schulen sind die Gesetze der einzelnen Bundesländer zuständig. Di� 
zuständige Stelle überwacht und regelt die Berufsausbildung nach dem Berufs­
bildungsgesetz. Das Berufsbildungsgesetz schreibt vor, wie die Berufsausbil­
dung zu ordnen ist. Besonders wichtig für die Standardisierung sind die Aus­
bildungsordnungen der einzelnen Berufe. Die Berufsbildungsausschüsse bei den 
Ländern und bei den zuständigen Stellen sind für grundsätzliche Fragen der 
Berufsbildung zuständig. Außerdem existiert bei den zuständigen Stellen eine 
Reihe von Prüfungsausschüssen zur Abwicklung der Prüfungen im Dualen 
System. 
. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelt die Ausbildungsordnungen, 
bereitet jedes Jahr den Berufsbildungsbericht vor und führt die Berufsbildungs­
statistik durch. Es berät die Bundesregierung außerdem in Fragen der berufli­
chen Bildung. 
�EDERHOLUNGSAUFGABEN 
4. 1 Welches ist die oberste Rechtsquelle im Bundesgebiet? 
4.2 Welche Gesetze in der beruflichen Bildung sind für das ganze Bundesge­
biet maßgebend? 
4.3 Was wird nach dem Berufsbildungsgesetz unter dem Begriff Berufsbildung 
verstanden? 
4.4 Was ist ein Berufsbildungsausschuß? 
4.5 Welche Aufgaben hat das Bundesinstilut für Berufsbildung? 
4.6 Darf eine nicht bestandene Abschlußprüfung in einem anerkannten Ausbil­
dungsberuf wiederholt werden? 
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Lektion 5 
5 Berufsausbildungsverhältnis und 
Berufsausbildungsvertrag 
Sie werden nach dieser fünften Lektion in der Lage sein, 
- die grundlegenden Vorschriften des BBiG, die bei der Begründung eines 
Berufsausbildungsvertrages von Bedeutung sind, zu nennen und zu 
erläutern, 
- die wichtigsten Vorschriften des BBiG, die Beginn, Dauer und Beendi­
gung des Berufsausbildungsverhältnisses regeln, zu beschreiben. 
5.1 VERTRAGSABSCHLUSS 
Durch das BBiG wird dem Ausbildenden und dem Auszubildenden verpflich­
tend vorgeschrieben, einen Berufsausbildungsvertrag abzuschließen. 
Da für den Vertrags abschluß keine Form vorgeschrieben ist, kann ein Ausbil­
dungsvertrag mündlich oder schriftlich abgeschlossen werden. Vorgegeben ist 
jedoch zum Schutze des Auszubildenden, daß die wesentlichen Punkte des 
Vertrages schriftlich festgehalten werden. Dies hat unverzüglich, spätestens vor 
Beginn der Berufsausbildung zu geschehen. Genau wie bei Arbeitsverträgen, 
gelten auch bei Ausbildungsverträgen die privatrechtlichen Grundsätze des 
Vertragsrechtes aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) . 
. Obwohl grundsätzlich das Prinzip der Vertragsfreiheit gilt, unterliegt die Ge­
staltung von Berufsausbildungsverträgen vielen Einschränkungen zugunsten des 
Auszubildenden. Die beiden Vertragspartner des Berufsausbildungsvertrages 
sind der Ausbildende und der Auszubildende. Bei Auszubildenden unter 18 
Jahren, den Minderjährigen, ist die Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters 
erfordedich. 
Das Berufsbildungsgesetz schreibt exakt vor, welche 
Mindestbestandteile ein Berufsausbildungsvertrag enthalten muß. 
Das BBiG schreibt vor, daß der Ausbildende unverzüglich und noch vor Be­
ginn der Berufsausbildung den Inhalt des Vertrages schriftlich niederlegen muß. 
Der § 4 BBiG zählt die Bestandteile auf, die mindestens enthalten sein müssen. 
5.2 NICHTIGE VEREINBARUNG 
Grundsätzlich gilt, daß alle Vertragsvereinbarungen, die zuungunsten des Aus­
zubildenden vom BBiG abweichen, ungültig sind. Das BBiG hennt ausdrück­
lich einzelne Vereinbarungen, die ausgeschlossen werden. So darf nicht das 
Recht des Auszubildenden eingeschränkt werden, sich nach der Beendigung der 
Berufsausbildung einen Arbeitsplatz seiner Wahl zu suchen. 
5.3 BEGINN UND DAUER DER BERUFSAUSBILDUNG 
Jugendliche unter 1 8  Jahren dürfen nur in anerkannten Ausbildungsberufen und 
nach deren Ausbildungsordnung ausgebildet werden. 
Es gibt individuelle Gründe und gesetzliche Verpflichtungen zur Verkürzung 
der normalen Ausbildungszeit von bis zu dreieinhalb Jahren für den einzelnen 
Auszubildenden. Das BBiG schreibt eine S oll-Ausbildungsdauer von nicht 
weniger als zwei Jahren vor. 
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Durch eine Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß der Besuch einer 
berufsbildenden Schule oder eine Berufsausbildung in einer sonstigen Einrich­
tung teilweise oder ganz auf die Ausbildungszeit angerechnet werden muß. 
Eine Verlängerung der Ausbildungszeit ist nur auf Antrag des Auszubilden­
den möglich. Sie ist nur in Ausnahmefällen zulässig, z.B. durch aufgekommene 
Ausfallzeiten bei Unfällen oder Krankheiten, aber auch bei schwachen Leistun­
gen des Auszubildenden. Die zuständige Stelle entscheidet dann über diesen 
Antrag. 
Die Verlängerung der Ausbildungszeit kann nur durch den 
Auszubildenden vorgenommen werden. 
Besteht der Auszubildende die Abschlußprüfung nicht, so verlängert sich das 
Berufsausbildungsverhältnis auf sein Verlangen bis zur nächstmöglichen Wie­
derholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr. 
5.4 DAUER DER REGELMÄSSIGEN TÄGLICHEN 
AUSBILDUNGS ZEIT, PROBEZEIT 
Die Dauer der täglichen Ausbildungszeit (gleichzusetzen der Arbeitszeit) ist in 
Tarifverträgen geregelt. Sollte dort keine Regelung getroffen sein, so ergibt sich 
die maximal zulässige Arbeitszeit aus dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
(vgl. S. 45). Unter der täglichen Ausbildungszeit wird die Zeit vom Beginn 
bis zum Ende der täglichen Ausbildung ohne die Ruhepausen verstanden. 
Im BBiG wird festgelegt, daß jedes Berufsausbildungsverhältnis mit einer 
Probezeit beginnen muß. Die Zeitdauer muß mindestens einen Monat und darf 
höchstens drei Monate betragen. Während der Probezeit wird beiden Vertrag­
spartnem die Möglichkeit gegeben, ihre Entscheidung über den Abschluß des 
Ausbildungsvertrages zu überprüfen. 
Während der Probezeit ist jederzeit die Lösung des 
Berufsausbildungsverhältriisses möglich. 
5.5 ZAHLUNG UND HÖHE DER ZU GEWÄHRENDEN VERGÜTUNG, 
URLAUB 
Das BBiG spricht von einer "angemessenen Vergütung", die der Ausbildende 
dem Auszubildenden zu gewähren hat. Auch hier, wie bei der regelmäßigen 
Arbeitszeit, ist höchstwahrscheinlich eine Regelung in den entsprechenden 
Tarifverträgen getroffen worden. Die Vorgaben des Tarifvertrages sind Mindest-
sätze für die Höhe der Vergütung. 
. 
Weiterhin wird vom BBiG vorgegeben, daß die Vergütung nach dem Lebensal­
ter des Auszubildenden zu bemessen ist Außerdem muß sie mit fortschreiten­
der Berufsausbildung, mindestens jedoch jährlich, ansteigen. 
Die Mindesturlaubsdauer ist im Jugendarbeitsschutzgesetz geregelt. 
Günstigere tarif vertragliche Regelungen gehen vor. 
Wenn die Urlaubsdauer nicht im Tarifvertrag geregelt ist, dann muß im Ausbil­
dungsvertrag die Mindestdauer nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz vorgesehen 
werden (vgl. S. 45). 
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5.6 BEENDIGUNG DES BERUFSAUSBILDUNGSVERHÄLTNISSES 
ßeendigtDlg des BcrufsausbildtDlgsverhältnisses 
während der Probezeit 
- ohne F rist 
- schrift lich 
- ohne Angabe von G ründen 

















de hitt das Recht 
zur Ve rlängerung 
beim Nichtbeste­




- Bestehen d e r  
Abschlußprü­
fung 






- schriftl ich 
aus "wichti.­
gem 'Grund" 
- ohne F rist 
- sch riftl ich 
- Angabe des 
G rundes 





"o rdentli ch" 
- F rist: 4 Wochen 
- schriftlich 
- Angabe des 
G rundes 
- nur durch den 
A uszubil denden 
Abb. 5.1: Beendigung des Berujsausbildungsverhältnisses 
Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit dem Tage, der im Berufsausbil­
dungsvertrag genannt ist. Im Regelfall endet das Ausbildungsverhältnis mit 
dem Ablauf der Ausbildungszeit. Die Dauer richtet sich nach der Ausbil­
dungsordnung und den individuellen Verkürzungen oder Verlängerungen. 
Sollte der Auszubildende die Abschlußprüfung nicht bestehen, so kann er eine 
Verlängerung des Berufsausbildungsverhältnisses verlangen. 
Besteht der Auszubildende die Prüfung schon vor dem Ablauf der Ausbildungs­
zeit, so endet das Ausbildungsverhältnis mit dem Bestehen der Abschlußprü­
fung. 
Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem erfolgreichen Bestehen 
der Abschlußprüfung. 
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Auch eine Beendigung durch eine ordentliche Kündigung oder durch eine _ 
Kündigung aus wichtigem Grund ist möglich. Ein "wichtiger Grund" liegt v·or. 
wenn Umstände eingetreten sind, die eine Fortsetzung des Berufsausbildungs­
verhältnisses als unzumutbar erscheinen lassen. Die Kündigung aus wichtigem 
Grund kann nur innerhalb von zwei Wochen nach dem Bekanntwerden des 
Grundes ausgesprochen werden. 
Die Möglichkeit der ordentlichen Kündigung besteht nur durch den Auszubil­
denden. Das BBiG will ihm hiermit die Möglichkeit bieten, den Ausbildungs­
beruf zu wechseln oder die Berufsausbildung ganz aufzugeben. 
Die Kündigungsfrist beträgt vier Wochen. Der Kündigungsgrund muß angege­
ben werden. 
5.7 RECHTE UND PFLICHTEN DER VERTRAGSPARTNER IM 
RAHMEN DES BERUFSAUSBILDUNGSVERHÄLTNISSES 
Die .... ichtigsten PrHchten 
im Rahmen des Bcrufs-
ausbildungsvcrhälmisses 
------ ----. 
des Ausbildenden des Auszubildenden 
I I 
Ausbildungspflicht 
(evtl .  durch bestell t e  - Lernprt icht 
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Gestellung von Ausbildungs- - PClegliche Behandlung m ilteln 
Kontrolle des Be richtsheCtes - - Fiihrm und \brlcgcn des Heftcs 
Anhalten zum Besuch der h B e rufsschule I 
Freistellung (iJ r  
I 
Teilnnhm epflicht r 
- den B e rufsschulunterricht I 
- Maßnahmen außerhalb des J 
B e t riebes 
- Prü fungen 
Fü rsorgepfllcht 
(Aufsicht, charakterliche 
Förderung, körperlicher ..... Pflicht, Weisungen zu be-
und sitt l icher Schutz) I folgen, I-
I o rdnungspCl icht , 
Benennung weisungsbefug-
I Schwei gepflicht 
J 
t e r  Pe rsonen 
Nur Übert ragung von Ver-
.. 
richtungen, die dem Aus- - - Sorgfa l tspflicht 
bildungsl.weck dienen 
Gewährung von U rlaub - Pflicht zur Erholung 
Zahlung einer Velgütung 
Zeugnispflicht 
Abb. 5.2: Pflichten des Ausbildenden und des Auszubildenden nach dem 
BBIG 
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Die Rechte und Pflichten des Ausbildenden und des Auszubildenden sind 
festgehalten im: Berufsbildungsgesetz, Bürgerlichen Gesetzbuch, Ausbildungs­
vertrag, Tarifverträgen, Jugendschutzgesetz, Jugendarbeitsschutzgesetz. 
Das BBiG zählt in den §§  6 - 12 die Pflichten des Ausbildenden und die 
Pflichten des Auszubildenden im einzelnen auf. 
Im Berufsbildungsgesetz sind die Pflichten des Ausbildenden und des 
Auszubildenden festgelegt. 
Der Ausbildende ist verpflichtet, dem Auszubildenden bei Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses ein Zeugnis zu erteilen. Dieses Zeugnis ist nicht dem 
Prüfungszeugnis nach bestandener Abschlußprüfung zu verwechseln. 
ZUSAMMENFASSUNG 
Der Berufsausbildungsvertrag regelt die Pflichten und Rechte des Ausbildenden 
und des Auszubildenden. Obwohl keine feste Fönn vorgeschrieben ist, werden 
nur schriftliche Verträge abgeschlossen. Der § 4 der Berufsbildungsgesetzes 
enthält eine Aufzählung über Bestandteile, die mindestens im Vertrag enthalten 
sein müssen. Während der Berufsausbildung, die mit einer Probezeit beginnt, 
erhält der Auszubildende eine Ausbildungsvergütung, deren Höhe in den ein­
schlägigen Tarifverträgen festgelegt ist. Gleiches gilt für die_ Urlaubsregelung. 
Das Berufsausbildungsverhältnis endet üblicherweise mit dem erfolgreichen 
Bestehen der Abschlußprüfung. Es gibt aber außerdem eine Reihe von Gründen 
für eine ordentliche oder eine außerordentliche Kündigung. Nach Abschluß der 
Berufsausbildung erhält der Auszubildende ein Zeugnis: 
�EDERHOLUNGSAUFGABEN 
5. 1 Wo sind die wichtigsten Bestandteile des Berufsausbildungsvertrages nie­
dergelegt? 
52 Was ist eine wichtige nichtige Bestimmung? 
5.3 Dürfen Jugendliche unter 18  Jahren auch in nicht anerkannten Ausbil­
dungsberufen ausgebildet werden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
5.4 Darf die Ausbildungszeit verlängert werden? Bitte begründen Sie Ihre 
Antwort. 
5.5 Was ist eine Probezeit? 
5.6 Im Tarifvertrag sind 35 Urlaubstage für alle Mitarbeiter festgelegt. Gilt 
diese Regelung auch für die Auszubildenden? 
5.7 Wo sind die Rechte und pruchten der Ausbildenden und der Auszubilden­
den festgelegt? 
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Lektion 6 
6 Arbeit- und Sozialrecht, Jugendschutz 
Sie werden nach dieser sechsten Lektion in der Lage sein, 
die wichtigsten Bestimmungen des Betriebsve1jassungsgesetzes zum 
Betriebsrat und zur Jugendvertretung zu erläutern, 
- die Begriffe Tarifvertrag, Sozialpartner zu erläutern, 
- übersichtartig die Vorschriften zum Mutterschutz, zur Arbeitszeitordnung 
und zur Sozialversicherung zu nennen, 
- zu beschreiben, welche Aufgaben die Berufsg
"
enossenschajten haben, . 
- übersichtartig darzustellen, welche Maßnahmen durch das Arbeitsförde-
rungsgesetz durchgeführt werden, 
- die Aufgaben der Gesetze zum Schutze der Jugend und zum Jugendar­
beitsschutz kurz zu erläutern. 
6.1 BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZ (BETRVG) 
Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) vom 15. 1 . 1972 regelt die 
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Arbeitgeber und der 
Belegschaft. 
Es gibt den Mitarbeitern im Betrieb die Gelegenheit, sich an den Entscheidun­
gen, die sie persönlich betreffen, zu beteiligen. Die im einzelnen im BetrVG 
geregelten Rechte und Pflichten werden durch Organe der Belegschaft wahrge­
nommen. Diese Organe sind beispielsweise der Betriebsrat, die Betriebsver­
sammlung, die Jugendvertretung und der Wirtschaftsausschuß. 
Die Interessen der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber werden 
nach dem BetrVG vorwiegend vom Betriebsrat wahrgenommen. 
Der Betriebsrat setzt sich aus gewählten Vertretern eines Betriebes zusammen. 
Er wird jeweils für einen Zeitraum von drei Jahren gewählt. 
Nach dem BetrVG hat der Betriebsrat Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte in allgemeinen, in sozialen und in personellen 
Angelegenheiten. 
In einem speziellen Unterabschnitt "Berufsbildung" regelt das BetrVG die 
Zusammenarbeit von Betriebsrat und Arbeitgeber in diesem Bereich. Danach 
werden sie gemeinsam verpflichtet, zusammen mit den zuständigen Stellen, die 
betriebliche Berufsbildung zu fördern. Weiterhin sollen sie den Arbeitnehmern 
die Teilnahme an betrieblichen und außerbetrieblichen Berufsbildungsmaßnah­
men ermöglichen. 
Nach dem BetrVG sind die Auszubildenden eines Betriebes Arbeitnehmer. 
Folglich werden auch ihre Interessen vom Betriebsrat vertreten. Trotzdem ist 
für die Auszubildenden, die im Regelfall noch Jugendliche sind, eine weitere 
Institution, die Jugendve!"tretung, von besonderer Bedeutung. 
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Sie wird nach dem BetrVG in den Betrieben gewählt, die mindestens fünf 
Arbeitnehmer, die das 18 .  Lebensjahr noch nicht vollendet haben, beschäftigen. 
Wahlberechtigt sind 
- alle Arbeitnehmer des Betriebes, die das 
18 .  Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
Wählbar sind 
- Arbeitnehmer, die noch nicht vierundzwan­
zig Jahre alt sind und 
- nicht dem Betriebsrat angehören 
Jugendvertretung 
(Amtszeit zwei Jahre) 
- wird gewählt in den Betrieben, die i n  der 
Regel mindestens fünf Arbeitnehmer be­
schäftigen, die untcr achtzehn Jahre alt 
sind. 
Abb. 6.1 :  Jugendvertretullg 
Die Jugendvertretung ist kein Bestandteil des Betricbsrates. Sie tritt selbständig 
und ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Betriebsratsitzung zusammen. Ge­
nauso wie der Betriebsratsvorsitzende zur Infonnation an den Sitzungen der 
Jugendvertretung teilnehmen kann, darf umgekehrt die Jugendvertretung eben-
. falls zu allen Betriebsratssitzungen einen Vertreter olme Stimmrecht entsenden. 
Wenn jedoch Angelegenheiten behandelt werden, die besonders jugendliche 
Arbeitnehmer betreffen - beispielsweise Ausbildungsregelungen - so nimmt die 
gesamte Jugendvertretung mit vollem Stimmrecht an dieser Betriebsratssitzung 
teil. 
Bei Besprechungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber über 
Angelegenheiten jugendlicher Arbeitnehmer ist die Jugendvertretung 
zu beteiligen. 
Außerdem hat die Jugendvertretung das Recht, Beschlüsse des Betriebsrates, 
die nach ihrer Meinung wichtige Interessen der jugendlichen Arbeitnehmer 
beeinträchtigen, auf ihren Antrag hin, für eine Woche auszusetzen. Während 
dieser Frist soll eine Kompromißlösung gefunden werden. Der wichtigste 
Gesprächspartner für die Jugendvertretung ist der Betriebsrat und nicht der 
Arbeitgeber oder der Ausbildende. Der Betriebsrat vertritt die Belange der 
jugendlichen Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber. 
Die Mitglieder des Betriebsrates und der Jugendvertretung unterliegen 
während und nach ihrer Amtszeit einem besonderen 
Kündigungsschutz. 
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6.2 TARIFVERTRAGSRECHT 
Der Artikel 9 des Grundgesetzes gibt den Sozialpartnern das Recht, ihre ar­
beits- und wirtschaftsrechtlichen Fragen ohne Eingriff des Staates durch Tarif­
verträge selbständig zu regeln. Sozialpartner sind die Gewerkschaften, Arbeit­
geber und Arbeitgeberverbände. 
I 
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Die Tarifautonomie ist das Recht der Tarifvertragsparteien, ohne 
Beschränkung von außen die Arbeitsbedingungen in eigener 
Zuständigkeit und Verantwortung zu regeln. 
Der Tarifvertrag regelt die Recht und Pflichten der Tarif-vertragsparteien und 
enthält Rechtsnonnen, die den Inhalt, den Abschluß und die Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen sowie betriebliche und betriebsvetfassungsrechtliche Fragen 
ordnen können. In Lohn-/Gehaltstarifverträgen, die eine relativ geringe 
Laufzeit (Geltungs dauer) besitzen, werden Vereinbarungen getroffen, die sich 
mit der Regelung von Löhnen und Gehältern befassen. 
Lohn- und Gehaltstarifverträge regeln die Höhe von Löhnen und 
Gehältern. Manteltarifverträge regeln grundsätzliche 
Arbeitsbedingungen. 
Manteltarifverträge hingegen beschäftigen sich mit Regelungen über die 
sonstigen Arbeitsbedingungen, wie Lohngruppeneinteilung, Akkordsystem, 
Zulagen, Arbeitszeit, Urlaub, Kündigungsfristen, Lohnabrechnung, Lohnfortzah­
lung und Verbote der Beschäftigung bestimmter Personen mit gewissen Arbei­
ten. 
6.3 MUTTERSCHUTZGESETZ, ARBEITSZEITORDNUNG UND 
SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN 
Nach dem Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz, 
MuSchG) von 1968 genießt die berufstätige Mutter vor und nach der Entbin­
dung einen besonderen Schutz. 
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Die gesetzliche Grundlage zur Regelung der Arbeitszeit ist die 
Arbeitszeitordnung (AZO) vom 30.4.1938. Die AZO gilt für Arbeitnehmer 
mit einem Lebensalter von über 1 8  Jahren, .die in Betrieben und Verwaltungen 
beschäftigt sind. Werden IGnder oder Jugendliche beschäftigt, gelten für diese 
allerdings die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 
K ranken­
versicherung 
. Träger sind die 
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Beiträge zahlt nur Beiträge zahlen 
- der A rbeit gebe r. - A rbei tgeber u. 
- A rbeitnehm er. 
Abb. 6.3: Gliederung der Sozialversicherung 
R enten­
versicherung 
Träger ist {sind} 
- bei Angestell ten: 
die Bundesversi­
che rungsanstalt 
fü r Angest ellte, 
- bei A rbei te rn: 
die Landesve rsi ­
cherungsanstal ten • 
. Beiträge zahl en 
- A rbeitgeber und 
.:.. A rbeitnehm er. 
Die Sozialversicherungen (Kranken-, Unfall-, Arbeitslosen- und Rentenversi­
cherung) dienen ausschließlich dem Zweck, den Arbeitnehmer, der 'im Regelfal­
le sozial abhängig und nicht vennögend ist, und seine Familie vor wirtschaftli­
chen Notlagen durch Krankheit, Arbeitsunfähigkeit oder Tod zu schützen. 
Der überWiegende Teil aller Arbeitnehmer unterliegt der 
Sozialversicherungspflicht 
6.4 UNF ALL- UND GESUNDHEITSSCHUTZ 
Der Gesetzgeber hat die Unfallverhütung und den Gesundheitsschutz schon 
immer als sehr bedeutend angesehen. Diese Absicht schlägt sich in vielen 
Gesetzen nieder . .  Die Berufsgenossenschaften sind die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Zur Vorbeugung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
erlassen die Berufsgenossenschaften Unfallverhütungsvorschriften. Diese 
Vorschriften sind dann für alle Mitglieder und Versicherten bindend. Sie müs­
sen von -allen Arbeitgebern wie von Arbeitnehmern befolgt werden. 
6.5 ARBEITS- UND AUSBILDUNGSFÖRDERUNG 
Das Arbeitsförderungsgesetz (APG) vom 25.6. 1969 bildet die Rechtsgrundlage 
für die Arbeit der Bundesanstalt für Arbeit. Wesentliche Aufgabe der Arbeits­
verwaltung (Arbeitsämter) sind die Berufsberatung, die Arbeitsvennittlung, die 
Förderung der beruflichen Bildung, die Arbeits- und Berufsförderung Behinder­
ter, die Gewährung von Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von Arbeits­
plätzen, die Gewährung von Arbeitslosengeld, das Betreiben von Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung, das Aufklären der Offentlichkeit über die Dienste und 
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Leistungen nach dem APG und die Gewährung von Arbeitslosenhilfe im 
Auftrage des Bundes. 
Im Rahmen des APG fördert die Bundesanstalt für Arbeit die 
berufliche Ausbildung, die berufliche Fortbildung und die berufliche 
Umschulung. 
Sie arbeitet dabei mit den Trägem der beruflichen Bildung zusammen. 
Die Förderung der Teilnahme an beruflichen Bildungsrnaßnahmen erstreckt sich 
auf Maßnahmen mit ganztägigem Unterricht (Vollzeitunterricht), mit berufsbe­
gleitendem Unterricht (Teilzeitunterricht) und Fernunterricht. 
6.6 SCHUTZ DER JUGEND 
Die Jugendlichen sind außerhalb von Elternhaus und Schule vielfachen gesund­
heitlichen und sittlichen Gefahren ausgesetzt. Um sie auch in diesen Bereich zu 
schützen, hat der Staat eine Reihe von Gesetzen erlassen. 
Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz, 
JArbSchG) regelt die Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen unabhängig 
davon, ob sie in einem Beschäftigungs- oder in einem Ausbildungsverhältnis 
stehen. Es soll die. Jugendlichen in der Arbeitswelt vor Schäden an der Ge­
sundheit und der körperlichen EIitwicklung schützen. 
Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit (Jugendschutzge­
setz, JSchG) 1985 soll Kinder und Jugendliche in der Freizeit, außerhalb des 
Schutzes der Familie, vor gesundheitlichen und sittlichen Gefahren schützen. In 
dieser Eigenschaft ergänzt es das Jugendarbeitsschutzgesetz. 
ZUSA�ENFASSUNG 
Obwohl das Berufsbildungsgesetz das entscheidende Gesetz für die Regelung 
der betrieblichen Berufsausbildung ist, gibt es eine Reihe von weiteren arbeits�, 
sozial- und jugendschutzrechtlichen Vorschriften, die zu beachten sind. Dabei 
ist von großer Bedeutung das Betriebsverfassungsgesetz. Sowohl der Betriebsrat 
als auch die Jugendvertretung haben wesentliche Mitbestimmungs- und Mitwir­
kungsrechte im Bereich der betrieblichen Berufsausbildung. 
Auch die zwischen den Sozialpartnern, den Gewerkschaften und den Arbeitge­
bern, abgeschlossenen Tarifverträge wirken auf die Berufsausbildung ein. 
Weitere wichtige Vorschriften sind das Mutterschutzgesetz, die Arbeitszeitord­
nung und die Bestimmungen zu den Sozialversicherungen. Auch der Unfall­
und Gesundheitsschutz muß beachtet werden. 
Das Arbeitsförderungsgesetz, das von der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführt 
wird, wirkt durch finanzielle Zuschüsse auf die berufliche Ausbildung, die 
berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung ein. Diese Förderung hat 
in der Zwischenzeit einen großen Stellenwert als Unterstützung einzelner 
Personen im Bildungswesen. Das Jugendarbeitsschutzgesetz regelt die Beschäf­
tigung von Kindern und Jugendlichen, unabhängig davon, ob sie in einem 
Beschäftigungs- oder in einem Ausbildungsverhältnis stehen. 
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�EDERHOLUNGSAUFGABEN 
6.1  Welche Aufgaben hat das Betriebsverfassungsgesetz? 
6.2 Was ist eine Jugendvertretung? 
6.3 Wer ist wahlberechtigt und wählbar für die Jugendvertretung? 
6.4 Wer ist der wichtigste Gesprächspartner für die Jugendvertretung? 
6 .5 Welche Interessen vertritt die Jugendvertretung? 
6.6 Was ist Tarifautonomie? 
6 .7 Nennen Sie weitere wichtige Bestimmungen im Bereich des Arbeitsschut-
zes und der Sozialversicherung. 
6.8 Was ist eine Berufsgenossenschaft? 
6.9 Welche Aufgaben hat das Arbeitsförderungsgesetz? 
6. 10 Nennen Sie den Unterschied zwischen dem gesetzlichen Schutz der arbei­
tenden Jugend und dem Gesetz zum Schutz der Jugend in · der Öffentlich­
keit. 
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A. lösungen zu den Wieder�olungsaufgaben : 
1 . 1  Ausbildender: Er stellt entsprechend qualifizierte Personen zur Berufsaus­
bildung mit den Auszubildenden ab. Er sorgt dafür, daß den Auszubilden­
den die Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zur Erreichung 
des Ausbildungszieles erforderlich sind. Er ist dafür verantwortlich, daß 
die Berufsausbildung plänmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert in_der 
vorgesehenen Ausbildungszeit durchgeführt wird. 
Ausbilder: Wenn der Ausbildende nicht selbst ausbildet, beauftrag er 
Ausbilder mit der Berufsausbildung. Diese Ausbilder müssen die persönli­
che und fachliche Eignung nach dem BBiG besitzen. 
Auszubildender: Der Auszubildende erwirbt Fertigkeiten und Kenntnisse, 
die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel in einem anerkannten Ausp 
bildungsberuf zu erreichen. 
1 .2 Mitarbeiter in einem Betrieb, die neben ihrer hauptamtlichen Tätigkeit 
Ausbildungsaufgaben übernehmen, werden als Ausbildungsbeauftragte 
bezeichnet. 
1 .3 Im § 25 BBiG ist exakt festgelegt, daß die Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf erfolgen muß. Die zu vermittelnden Fertig­
keiten und Kenntnisse sind in der Ausbildungsordnung festgehalten. 
1 .4 WAS (Ausbildungsziel), WIE (Ausbildungsmethode, WO (Lernornt), 
WOMIT (Unterweisungsmittel), WANN (Zeitpunkt, Umfang). 
1 .5 Ein Lernort ist ein Platz, in dem Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt 
werden. 
1 .6 Die Bedingungsfelder sind: Ausbildungsordnungen, Lernorte, Betriebs­
struktur, Ausbildungspläne, Rahmenlehrpläne. 
2. 1 Die Gesetzgebungskompetenz für das Bildungswesen auf allen Ebenen 
liegt bei den einzelnen Bundesländern. Eingeschlossen in diese Befugnisse 
ist das berufliche Schulwesen. 
Demgegenüber liegt die Gesetzgebungskompetenz für die betriebliche und 
überbetriebliche Berufsausbildung beim Bund. 
2.2 Die Schultypen werden Stufen zugeordnet: 
Stufe Lebens- bzw. Schul-
Elementar- 3.-6. Lebensjahr 
bereich 
Primar- 1.-4. bzw. 6. Schul-
bereich jahr 
Sekundarbe- 1 .-4. bzw. 6. bis 9. 
reich I bzw. 10. Schuljahr 
Sekundarbe- ab 10. bzw. 1 1 . Schul-
reich II jahr 
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2.3 Berufliche Schu1en werden in zwei Typen unterschieden: 
Typ 1 vermittelt vorrangig vorberufliche und berufliche Qualifikationen. 
Dazu gehören: Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr, Berufs­
fachschu1e und die Berufsschu1e als schulischer Teil des Dualen Systems. 
Neben diesen Schulen gibt es Fachschu1en, die auf die berufliche Erstaus­
bildung im Dualen System aufbauen und eine weiterführende Qualifikation 
(Meister, Techniker) vermitteln. 
Der zweite Typ der Schulen im beruflichen Schulwesen vermittelt vorran� 
gig eine Berechtigung (mittlerer Bildungsabschluß, Fachhochschulreife, 
Hochschulreife) für den Eintritt in eine weiterführende Schule oder Hoch� 
schule. 
2.4 Die Zusammenfassung von verwandten Berufen wird Berufsfeld genannt. 
Berufsfelder sind beispielsweise: Wirtschaft und Verwaltung, Metalltech­
nik, Elektrotechnik. 
2.5 Die Hochschulen haben grundsätzlich zwei Zulassungsvoraussetzungen. 
Die Fachhochschulen verlangen die Fachhochschulreife. Für die wissen­
schaftlichen Hochschu1en wird als Zulassungsvoraussetzung die allgemeine 
oder fachgebundene Hochschulreife verlangt. 
3 . 1  Die meisten Jugendlichen beginnen nach dem Abschluß der Sekundarschu­
le mit einer Ausbildung im Dualen System. In den ·80er Jahren wurden 
jedes Jahr etwa 700.000 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen. 66,5 % 
der 16- bis 19-jährigen Bevölkerung befand sich 1986 in einer Berufsaus­
bildung. Die Anzahl der Auszubildenden beträgt momentan (1988) 1 ,8 
Millionen. 
3.2 Grundsätzlich werden zwei Lemorte unterschieden: der Betrieb und die 
Berufsschu1e. Dabei konzentriert sich die Berufsschu1e auf die Berufstheo­
rie und die Vermittlung von Kenntnissen in allgemeinbildenden Fächern. 
Der Betrieb vermittelt die Fertigkeiten und Kenntnisse, die in den Ausbil­
dungsordnungen der einzelnen Berufe fixiert sind. 
Innerhalb der betrieblichen Ausbildung gibt es neben dem Lemort Arbeits­
platz den Lemort betriebliche und überbetriebliche Ausbildungswerkstatt. 
Die Vor- und Nachteile einer produktionsorientierten Ausbildung, also 
einer Ausbildung am Lern- und Arbeitsplatz, können Sie auf Seite 23 
nachlesen. 
3.3 Die Finanzierung der betrieblichen Berufsausbildung wird grundsätzlich 
von den Betrieben getragen. Die schulischen Ausbildungskosten über­
nimmt die öffentliche Hand (Länder, Kreise, Gemeinden). Durch viele 
Unterstützungsprogramme (Subventionen und besondere Förderprogramme) 
bedingt wird etwa ein Drittel der Kosten der beruflichen Bildung direkt 
von staatlichen Institutionen aufgebracht. 
3.4 Die Zuständigen Stellen (Industrie- und Handelskammer, Handwerkskam­
mer) führt die Prüfungen (Zwischen- und Abschlußprüfung) in den aner­
kannten Ausbildungsberufen durch. 
3.5 Die Zuständige Stelle als Selbstverwaltungsorga.n eines Wirtschaftsberei­
ches (Industrie, Handwerk) ist für die Verwaltung und Aufsicht der be­
trieblichen Berufsausbildung zuständig. 
3.6 Grundsätzlich lassen sich drei Typen von Lehrenden unterscheiden: 
- Ausbilder im Betrieb und überbetrieblichen Einrichtungen 
- Fachtheorielehrer in beruflichen Schulen 
- Fachpraxislehrer in beruflichen Schulen. 
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3.7 Neue Technologien und der imm�r schneller fortschreitende StruktUlwan-. 
deI in der Wirtschaft fordern neue berufliche Qualifikationen. Diese An­
passung der bestehenden beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten kann nur 
durch die Weiterbildung erfolgen. Das Berufsbildungsgesetz enthält ent­
sprechende Regelungen. 
4. 1 Die oberste Rechtsquelle ist das Grundgesetz. Alle anderen Gesetze, 
Rechtsquellen oder rechtlich erhebliche Handlungen bauen auf dem Grund­
gesetz auf. Die Grundrechte (Art. 1 bis 19) sind unmittelbar geltendes 
Recht 
4.2 Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 1 .9. 1969 und das Berufsbildungs­
förderungsgesetz (BerBiFG) sind die gesetzlichen Grundlagen für die 
außerschulische Berufsbildung. 
4.3 Was wird unter dem Begriff "Berufsbildung" verstanden? 
Der § 1 des BBiG gibt die Antwort: Berufsbildung ist der Oberbegriff für 
"die Berufsausbildung, die berufliche Fortbildung und die berufliche Um­
schulung". 
1 .  Die Berufsausbildung soll in einem geordneten Ausbildungsgang eine 
breit angelegte berufliche Grundbildung und die für die Ausübung 
einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen 
Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln. 
Ferner hat sie den Erwerb der erforderlichen Berufserfahrung zu er­
möglichen. 
2. Die berufliche Fortbildung soll die beruflichen Kenntnisse und Fer­
tigkeiten erhalten, erweitern oder an die technische Entwicklung 
anpassen. Außerdem soll mit ihrer Hilfe ein beruflicher Aufstieg 
möglich sein. 
3 .  Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen beruflichen Tätig­
keit befähigen. 
4.4 Der Berufsbildungsausschuß bei der Zuständigen Stelle ist von der zustän­
digen Stelle in allen wichtigen Angelegenheiten der Berufsbildung zu 
unterrichten und zu hören. Er beschließt die von der zuständigen Stelle im 
Rahmen des BBiG zu erlassenden Rechtsvorschriften. 
4.5 Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BiBB) hat nach dem Berufsbil­
dungs förderungs gesetz beratende, mitwirkende und unmittelbare Aufgaben 
wie z.B.:  Vorbereitung von Ausbildungsordnungen und sonstigen Rechts­
vorschriften, Vorbereitung des Berufsbildungsberichtes, Beratung der 
Bundesregierung in Fragen der beruflichen Bildung und Prüfung der 
berufsbildenden Fernlehrgänge. 
4.6 Die Abschlußprüfung kann zweimal wiederholt werden. 
5. 1 Der § 4 des Berufsbildungsgesetzes enthält eine Aufzählung von Bestand­
teilen, die mindestens im Vertrag enthalten sein müssen. 
5.2 Sollten Ausbildender und Auszubildender im Berufsausbildungsvertrag 
vereinbart haben, daß sich der Auszubildende nach Beendigung der Be­
rufsausbildung verpflichtet, im Betrieb des Ausbildenden zu verbleiben, so 
ist das eine wichtige nichtige Vereinbarung (vgl. Sie dazu § 5 des Berufs-' 
bildungs gesetzes). 
5.3 Nach § 28 des Berufsbildungsgesetzes dürfen Jugendliche unter 1 8  Jahren 
nur in anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
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, . 
5.4 Die Verlängerung der Ausbildungszeit ist nur auf Antrag des Auszubilden­
den möglich. Sie ist nur in Ausnahmefällen zulässig, z.B. durch aufge­
kommene Ausfallzeiten bei Unfällen oder Krankheiten, aber auch bei 
schwachen Leistungen des 'Auszubildenden. Die zuständige Stelle entschei­
det dann über diesen Antrag. 
" 
5.5 Während der Probezeit wird beiden Vertragspartnern die Möglichkeit 
gegeben, die Entscheidung über den Abschluß des AiIsbildungsvertrages 
zu überprüfen und die Eignung für die Ausbildung in dem gewählten 
Ausbildungsberuf festzustellen. 
5.6 Der Mindesturlaub ist im Jugendarbeitsschutzgesetz geregelt Günstigere 
tarifliche vertragliche Regelungen gehen aber vor. 
5.7 Die Rechte und Pflichten der Ausbildenden und der Auszubildenden sind 
in den §§  6 bis 12 des Berufsbildungsgesetzes festgelegt 
6.1  Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) vom 15. 1 . 1972 regelt die rechtli­
chen Beziehungen zwischen dem Arbeitgeber und der Belegschaft. Die 
Interessen der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber werden nach dem 
BetrVG vorwiegend vom Betriebsrat wahrgenommen. Der Betriebsrat hat 
Mirwirkungs- und Mitbestimmungsrechte in allgemeinen, sozialen und 
personellen Angelegenheiten. 
6.2 Die Jugendvertretung wird in Betrieben mit mindestens -fünf Arbeitneh­
mern, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, gewählt. Sie 
vertritt die Interessen der Jugendlichen gegenüber dem Betriebsrat. 
6.3 Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des Betriebes, die das 18. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben. Wählbar sind Arbeitnehmer, die noch 
nicht 24 Jahre alt sind und nicht dem Betriebsrat angehören. 
6.4 Der wichtigste Ansprechpartner für die Jugendvertretung ist der Betriebs­
rat 
6.5 Die Jugendvertretung vertritt die Interessen der Jugendlichen gegenüber 
dem Betriebsrat. Bei Besprechungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber 
über Angelegenheiten jugendlicher Arbeitnehmer ist die Jugendvertretung 
zu beteiligen. 
6.6 Tarifautonomie ist das Recht der Tarifvertragsparteien ohne Beschränkung 
von außen die Arbcitsbedingungcn in eigener Zuständigkeit und Verant­
wortung zu regeln. 
6.7 Wichtige Bestimmungen aus dem Bereich des Arbeitsschutzes und der 
Sozialversicherung sind: Mutterschutzgesetz, ArbeitszeitormlUng, Sozialver­
sicherungsgesetze zu den Bereichen Kranken-, Unfall-, Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung. 
6.8 Die Berufsgenossenschaften sind Träger der gesetzlicheq. Unfallversicherun. 
Zur Vorbeugung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten erlassen die 
Berufsgenossenschaften Unfallverhütungsvorschriften. 
6.9 Das Arbeitsförderungsgesetz bildet die Rechtsgrundlage für die Arbeit der 
Bundesanstalt für Arbeit (Arbeitsverwaltung). WeseFltliche Aufgaben der 
Arbeitsverwaltung sind: Berufsberatung, Arbeitsvermittlung, Förderung der 
beruflichen Bildung, Arbeits- und Berufsförderung Behinderter, Gewährung 
von Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen, Gewäh­
rung von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, Betreiben von Arbeits­
markt- und Berufsforschung, Öffentlichkeitsarbeit. 
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6. 10 Das Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend regelt die Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen unabhängig von einem Beschäftigungs­
l!.nd Ausbildungsverhältnis. Das Gesetz zum Schutz der Jugend in der 
Offentlichkeit soll Kindern und Jugendlichen in der Freizeit außerhalb 
des Schutzes der Familie von gesundheitlichen und sittlichen Gefahren 
schützen. In dieser Eigenschaft ergänzt es das Jugendarbeitsschutzgesetz. 
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Korrekturaufgaben ZU BAP 1 A  Korrektur.Abteii ung 
Die Äufgabenstellungeri sind unbedingt mit den Lösungen einzusenden!  
Name: Vorname: Datum: 
Postleitzahl und Ort: Straße: 
Note: 
Teilnehmer-Nr" Anzahl der 
Lösungsblätter: 
Unterschrift : 
Name des Lehrgangs: 
1 .  Erläutern Sie, warum die Schulgesetze der einzelnen Bundesländer unter­
schiedlich sind! 
2. Können die Ausbildungsbetriebe nach ihren eigenen Vorstellungen ausbil­
den? Erläutern Sie Ihre Antwort! 
3. Was wird unter dem Begriff Duales System verstanden? 
4. Ein Hauptschulabsolvent möchte ein Fachhochschulstudium zum Ingenie­
uer aufnehmen. Welche zusätzlichen schulischen und beruflichen Qualifi­
kationen muß er erwerben, um dieses Ziel zu erreichen? Beschreiben Sie 
verschiedene mögliche Wege! 
5. Warum ist ständige berufliche Weiterbildung erforderlich? 
6. Was ist ein dreigliedriges/vertikal aufgeteiltes Bildungswesen? Was sind 
Gesamtschulen? 
7. Das B erufsbildungsgesetz enthält Rechte und Pflichten des Ausbildenden 
und des Auszubildenden. Dabei sind die Pflichten des einen die Rechte 
des anderen. 
Prüfen Sie bitte, ob in den folgenden Fällen Pflichtverletzungen vorliegen, 
und geben Sie daneben an, was daran nicht richtig ist 
a) Im Betrieb des Auszubildenen fällt der B ote für einige Monate aus. Der 
Ausbildende betraut während dieser Zeit jeweils einen Auszubildenden 
mit den Dotengängen. 
b) Die Auszubildenden sind mit dem Ausbildungsstil ihres Ausbilders un­
zufrieden. Sie drücken ihren Unmut durch Passivität aus. 
c) Der Ausbildende stellt seine Maschinen und Geräte auf den jeweiligen 
Messen (z.B. Hannover-Messe) aus. Aus Kostengründen nimmt er 
einige Auszubildende mit und beurlaubt sie während dieser Zeit vorn 
Berufsschulunterricht. 
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d) Ein Ausbildender (Beruf Kaufmann) bildet in den beiden Fachrichtun­
gen Elektrotechnik und Maschinenbau aus. Der Ausbildende beauftragt 
für die beiden Fachrichtungen je einen Ausbilder mit Ausbildung. 
Die Ausbildungsordnung beider Fachrichtungen beinhalten die Löt- und 
Schweiß ausbildung. Dieser Ausbildungsabschnitt kann von einzelnen 
Betrieben aus Kostengründen nicht wahrgenommen werden. Deshalb 
werden von der Kammer außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen ein­
gerichtet. Dem Ausbildenden erscheinen diese Ausbildungsmaßnahmen 
für die Fachrichtung Elektrotechnik wenig sinnvoll. Er entsendet des­
halb lediglich die Auszubildenen der Fachrichtung Maschinenbau. 
e) Die Auszubildenden der Fachrichtung Maschinenbau weigern sich, an 
diesen Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen. Sie wissen, daß die Maß­
nahmen im Berufsausbildungsvertrag vorgesehen sind; ihnen · ist jedoch 
der Weg zur überbetrieblichen Ausbildungsstätte zu umständlich und zu 
weit 
f) Der Ausbildende hat die Auszubildenden zur Zwischenprüfung angemel­
det. Die Auszubildenden nehmen an der Prüfung nicht teil, weil ihnen 
für den theoretischen Teil keine Zeit zur Vorbereitung gewährt wird. 
g) Der Ausbildende stellt den Auszubildenden die weisungsberechtigten 
Personen vor. Neben den bestellten Ausbildern benennt der Ausbildende 
dabet Personen, die Teile der Ausbildung übernehmen, ohne selbst Aus­
bilder zu sein. Die Auszubildenden akzepieren die fachbezogenen 
Weisungen dieser Personen nicht. 
h) Die Auszubildenden sind der Meinung, der Ausbilder hat ihnen Ta­
schenrechner als Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen. 
i) Ein Auszubildender meldet sich ordnungsgemäß krank. Nach vier 
Wochen streicht der Ausbildende dem Auszubildenden die Ausbildungs­
vergütung. 
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k) Das Personal des Betriebes wechselt sich regelmäßig in den Frühstücks­
besorgungen ab. Die Auszubildenden sind der Meinung, soetwas seien 
ausbildungsfremde Tätigkeiten und beteiligen sich nicht 
8.  In welchen Fragen der betrieblichen Ausbildung muß der Arbeitgeber den 
Betriebsrat hinzuziehen? 
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